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„Wer in der Zukunft lesen will,


muss in der Vergangenheit blättern.“




André Malraux





2014 und damit nur sieben Jahre nach der 100-Jahr-Feier der EDEKA-Zentrale kann auch die EDEKABANK AG als zentrales Finanzierungsinstitut des EDEKA-Verbundes mit berechtigtem Stolz auf ihr 100-jähriges Bestehen zurückblicken.


In der Vergangenheit wurden zwar einzelne Schriftstücke zur Historie des EDEKA-Verbundes veröffentlicht, jedoch gab es bisher keine Aufarbeitung der Geschichte der EDEKA Zentralorganisationen auf wissenschaftlicher Basis.


Das 100-jährige Jubiläum der EDEKABANK AG haben die Vorstände der EDEKA AG, des EDEKA Verbandes kaufmännischer Genossenschaften e.V. sowie der EDEKABANK AG zum Anlass genommen, die Geschichte der EDEKA Zentralorganisationen erstmals in Form einer wissenschaftlichen Forschungsarbeit zu dokumentieren.


Ein herausforderndes Projekt, mit dessen Umsetzung die Historiker-Genossenschaft eG, Hamburg zu Beginn des Jahres 2012 beauftragt wurde. Fast zwei Jahre sollten die umfangreichen Forschungs- und Recherchearbeiten durch die Historiker-Genossenschaft in Anspruch nehmen, wobei sie sich neben EDEKA-internen Quellen auch zahlreicher externer Informationsquellen bediente.


Entstanden ist ein umfassendes Werk, das einen tiefen Einblick in die wichtigsten historischen Meilensteine der Erfolgsgeschichte der EDEKA Zentralorganisationen sowie die genossenschaftlichen Werte des EDEKA-Verbundes gewährt, die auch weiterhin einen wesentlichen Grundstein für die künftige Geschichte von EDEKA darstellen.
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JÜRGEN MANEGOLD





Vorstandssprecher EDEKABANK AG





0. Einleitung


Zur Geschichte der Edeka-Organisationen ist bisher eine ganze Reihe von Publikationen erschienen.1 Auf eine wissenschaftlich fundierte Darstellung mit Anmerkungsapparat, der die Herkunft der Informationen belegt und über die benutzten Quellen Auskunft gibt, wurde bisher verzichtet. Grundlage der bisherigen Veröffentlichungen dürften im Wesentlichen die Zeitschriften, Mitteilungen2, Verbandstagsberichte, Geschäftsberichte und Jahresberichte gewesen sein, die an sich schon einen Materialbestand mit vielfältigen und umfassenden Informationen darstellen. Allerdings handelt es sich hierbei ausschließlich um offizielle Verlautbarungen, die kaum einen Blick hinter die Kulissen erlauben.


Über die internen Vorgänge liegen bei den Edeka-Organisationen aus der Zeit vor 1945 nur wenige Dokumente vor. Das umfangreiche Edeka-Archiv mit der Bücherei genoss einen besonderen Stellenwert und wurde in jedem Jahresbericht mit einem eigenen Beitrag erwähnt. Durch Kriegseinwirkung wurde das Edeka-Haus mit dem Archiv 1943 total zerstört. Es ist ein besonderer Verdienst, dass nach 1945 der Versuch unternommen wurde, das Archiv wiederherzustellen. Nahezu vollständig stehen daher auch heute noch die Zeitschriften, Mitteilungen, Verbandstagsberichte, Geschäftsberichte und Jahresberichte zur Verfügung. Zu den wenigen Quellen, die bis in die Zeit vor 1945 reichen, gehört die erhalten gebliebene, handschriftlich geführte Chronik der Edekabank Zweigstelle Chemnitz3, die stellvertretend für viele andere Zweigstellen Einblicke in die tägliche Arbeit zwischen 1926 und 1960 gibt.


Die erste Jubiläumsschrift erschien 1932 anlässlich des 25-jährigen Bestehens des Edeka Verbands. Hierbei handelt es sich um eine informative und detaillierte Darstellung der Edeka-Geschichte, die auf den Edeka-Publikationen, den internen Dokumenten des Edeka-Archivs und den Auskünften der Gründungsmitglieder beruht haben dürfte. Da heute außer den offiziellen Veröffentlichungen keine weiteren Quellen herangezogen werden können und daher kaum über den Stand von 1932 hinausgegangen werden könnte, wurde auf eine Überblicksdarstellung des Edeka Verbands und der Edekazentrale für die Zeit von 1907 bis 1932 weitgehend verzichtet. Ausführlich wurde hingegen die Handels-Rundschau hinsichtlich der Gründung und Entwicklung der Edekabank ausgewertet.


Ab Anfang der 1930er Jahre treten im Zusammenhang mit der Wirtschaftskrise Unterlagen aus dem Bundesarchiv hinzu, die für die Geschichte der Edeka-Organisationen herangezogen werden konnten. Die wirtschaftspolitischen Maßnahmen des NS-Regimes betrafen die Edeka-Organisationen auf unterschiedlichen Ebenen, so dass verschiedene Bestände wichtige Informationen lieferten. Als besonders wichtige Quelle erwiesen sich die Entnazifizierungsakten von führenden Mitarbeitern, die einen bisher nicht bekannten Einblick in die internen Vorgänge während der Zeit des Nationalsozialismus erlauben. Allein die Akte von Dr. Paul König mit einem Umfang von ca. 300 Seiten ist eine wahre Fundgrube. Die bisher nur als Erwerbung von „drei jüdische[n] Großkellereien in Bingen und Landau (Pfalz)"4 bekannte Beteiligung an der „Arisierung" konnte durch die Ermittlung von NS-Unterlagen sowie von Restitutions- und Wiedergutmachungsakten umfassend aufgeklärt werden.


Für die im Allgemeinen schwierige Quellenlage zur Nachkriegszeit konnten u.a. auch aus den Entnazifizierungsakten wichtige Teilinformationen gewonnen werden. Darüber hinaus lieferten insbesondere für die Edekabank die Prüfungsberichte für die Bankzentrale und die Zweigstellen wichtige Informationen. Verbandstagsberichte liegen wieder seit dem ersten Nachkriegsverbandstag nach 1949 vor, nachdem im Jahr zuvor schon eine Genossenschaftstagung stattgefunden hatte. Für die Dokumentation der Geschichte der Edekabank eGmbH ab 1950 sowie nach der Umfirmierung zur EDEKABANK AG ab 1972 standen genügend Quellen zur Verfügung, wobei es ein klares Gefälle zwischen der Quellenlage zur eingetragenen Genossenschaft Edekabank und zur Veröffentlichungspflicht der EDEKABANK Aktiengesellschaft gab. Nach 1972 konnten wesentlich mehr Unterlagen gesichtet werden als von 1950 bis 1972. Die Dokumente wurden entweder im EDEKABANK-Archiv (EB-Archiv) oder aber in der EDEKA Verbands Fachbücherei (EVB-Bib.). Des Weiteren konnten Protokolle von den gemeinsamen Sitzungen des Vorstandes und des Aufsichtsrates der EDEKABANK AG (V+AR EB) ab 1972 im EDEKA Verband, bei Frau Ursula Czekalla, Geschäftsbereich Rechtsverhältnisse eingesehen werden. Für die Zeit vor 1972 existieren keine Protokolle.


Ebenfalls konnten in Auszügen die Protokolle der gemeinsamen Sitzung des Verbandsvorstandes und des Verbandsausschusses des EDEKA Verbandes (V+VA EV) bis 2001 sowie in Auszügen die Protokolle der gemeinsamen Sitzungen vom Vorstand und Aufsichtsrat der EDEKA ZENTRALE AG (V+AR EZ) bis 2001 eingesehen werden. Da die Jahresberichte des EDEKA Verbandes ab 1987 nicht mehr publiziert wurden, musste für die Zeit von 1987 bis 2001 exemplarisch auf die Prüfberichte über den EDEKA Verband zurückgegriffen werden.5


Eigenständige Geschäftsberichte der Edekabank wurden wahrscheinlich erst nach dem Zweiten Weltkrieg gedruckt. Zunächst publizierte die Bank zusammen mit der Zentrale und dem Verband im Jahresbericht Edeka, so noch im Edeka Jahresbericht 1948-1949, Zwischenbericht Vorstand Edekabank 1950. Nicht gefunden werden konnten die Geschäftsberichte der Edekabank von 1951 und 1952, erst ab 1953 wurde ein eigener Geschäftsbericht Edekabank e.G.m.b.H., Bericht über die DM-Eröffnungsbilanz zum 1. Januar 1953 und die Geschäftsjahre 1953 bis 1955 herausgegeben. Die Geschäftsberichte für 1956 und 1957 wurden ebenfalls nicht gefunden, diese konnten mittels der Vorstandsreden auf dem jeweiligen Verbandstag in Teilen rekurriert werden. Ab 1958 existieren die Geschäftsberichte der Edekabank eGmbH Berlin/Hamburg und die Geschäftsberichte der EDEKABANK AG Berlin/Hamburg und ab 1989 EDEKABANK AG Hamburg vollständig im EDEKABANK-Archiv.


Parallel wurde die Edeka Handels-Rundschau zu bankspezifischen Themen, zum Beispiel das Verhältnis der Bank zum Verband und zur Zentrale sowie zur Spara/Juniorengruppe, begleitend gesichtet und ausgewertet. Der Name der Handels-Rundschau änderte sich nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst, um dann in den 1960ern wieder unter Edeka Handels-Rundschau publiziert zu werden. Zum besseren Überblick wurde daher eine einheitliche Zitierweise der Handels-Rundschau (HR) vorgenommen.6 Aber auch externe Zeitungsartikel wurden, so sie diese Themen beleuchteten, zusammengetragen.


Besonders hervorzuheben ist das Biografische Archiv (Bi V) sowie die Edeka-interne Dokumentensammlung (DO V) in der EDEKA Verbands Fachbücherei. Beide wurden nach dem Zweiten Weltkrieg wieder aufgebaut, wobei vereinzelt auch noch ältere Unterlagen, die den Krieg unversehrt überstanden, nachfolgend dem neu gegründeten Edeka-Archiv zur Verfügung gestellt wurden. Für die Zeit zwischen 1950 und 1972 konnten keine Protokolle oder Mitschriften der wahrscheinlich vierteljährlich stattfindenden gemeinsamen Sitzungen vom Vorstand und Aufsichtsrat der Edekabank eGmbH gefunden werden. Möglicherweise wurden viele Unterlagen in Vorbereitung auf den Umzug in das neue EDEKA-Haus 1974 in die City Nord entsorgt, sicherlich wurden weitere Unterlagen nach Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfrist kassiert.


Daher basiert die Dokumentation für diese Zeit hauptsächlich auf den öffentlich gemachten Aussagen der Bankvorstände in der Handels-Rundschau und in den gedruckten Verbandsberichten, neben den Geschäftsberichten der Bank und darüber hinaus wurde die Dokumentensammlung der Fachbücherei genutzt. Ebenfalls konnten über Querverweise vor allem in den noch vorhandenen Revisionsberichten zur Edekabank und deren Zweigniederlassungen zwischen 1949 bis 1953 wertvolle Hinweise zum Bankalltag und zu den generellen sozialen und wirtschaftlichen Verhältnissen in Westdeutschland der Nachkriegszeit gewonnen werden.


Eine weitere herausragende Quelle für die frühen Jahre der Verbindung zwischen der Edekabank und der Spara-Organisation, der späteren EDEKA-Juniorengruppe, boten direkt und indirekt für die Konstruktion des Bankalltages in den 1950ern bis in die 1980er Jahre die zehn Spara-Ordner im EDEKABANK-Archiv. Diese vermittelten einen guten Querschnitt zum gelebten Förderauftrag der Bank bzw. zum sensiblen Bewusstsein für den kaufmännischen Nachwuchs.


Für die Zeit ab 1973 bis 2012 konnte im EDEKABANK-Archiv zu ausgewählten Themen eine gute Quellengrundlage gesichtet werden. Verwiesen werden soll hier explizit auf den internen Vorgang der Abgabe der Niederlassungen der EDEKABANK AG zwischen 1987 und 1988 und den dazugehörigen Vor- und Nacharbeiten. Mit Hilfe dieser Dokumente konnte ein Überblick über die Gründe, den Ablauf der Niederlassungsabgaben sowie die entsprechenden konträren Positionen innerhalb des Vorstandes und des Aufsichtsrates der Bank, hier vor allem die Arbeitnehmervertretungen, und parallel dazu die Stellungnahme des Betriebsrates der Bank nachgezeichnet werden. Aber auch die lückenlos vorhandenen Protokolle der gemeinsamen Sitzung von Vorstand und Aufsichtsrat EB wurden dazu herangezogen.


Für die jüngere Geschichte der EDEKABANK AG ab 1990 standen neben den sehr förmlich gehaltenen Geschäftsberichten und offiziellen Mitteilungen der Handels-Rundschau die internen Protokolle der gemeinsamen Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat für eine differenzierte Dokumentation zur Verfügung. Ebenfalls existieren im EDEKABANK-Archiv im New-York-Ring 6 wie in der Fuhlsbüttler Straße 323 (EB-Archiv, Fuhls.) zu besonderen Vorgängen noch Unterlagen (z.B. die Umwandlung in eine AG 1973; der Vorgang zum Konkurs des Bankhauses Fischer & Co. 1995 im EB-Archiv oder die Umstellung auf das EDV-System Kordoba und Immobilienverkäufe der Bank in den 1990ern im EB-Archiv, Fuhls.). Zur jüngsten EDEKABANK-Geschichte konnten außerdem die Gesamtvorstandsbeschlüsse der EDEKABANK (GVB-EB) von 2001 bis 2012 sowie die Referate der Vorstände auf den jährlich stattfindenden Hauptversammlungen der EDEKBANK AG von 2001 bis 2013 gesichtet und ausgewertet werden.


Durch das Interview mit Herrn Jürgen Manegold (Sprecher des Vorstandes der EDEKABANK AG) und Herrn Ralf Gerking (Vorsitzender des EDEKA Verbandes e.V.) im März 2013 konnten wichtige Details hinzugefügt werden.


Unterlagen zu spezielleren Themen aus Sicht des Betriebsrates konnten nur exemplarisch gesichtet werden, vereinzelte Unterlagen gab es aus den 1970er und 1980er Jahren, alle anderen scheinen nicht mehr zu existieren.


Um die Zäsur der formwechselnden Umwandlung zur Aktiengesellschaft 1972 in dieser Dokumentation deutlich zu markieren, wurde für die Zeit vor 1972, die Kleinschreibung für die Organisationen Edeka Verband, Edekazentrale, Edekabank, Edeka-Großhandelsbetriebe, Edeka-Kaufmann etc. genutzt. Nach 1972 wurde entsprechend die Schreibweise angepasst: nunmehr EDEKA Verband, EDEKA ZENTRALE, EDEKABANK, EDEKA-Kaufmann, EDEKA-Großhandelsbetriebe etc.


Ohne die gute Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern/Innen der EDEKABANK AG und des EDEKA Verbandes e.V. konnte diese umfangreiche Sichtung der Dokumente und Unterlagen nach 1945 nicht vollzogen werden. Daher soll hier explizit den Mitarbeiterinnen Frau Uta Rinne und Frau Ursula Czekalla des EDEKA Verbandes e.V. und als externer Mitarbeiter Herrn Raimond Budde in der EDEKA Verband Fachbücherei gedankt werden, ebenso den Mitarbeitern der EDEKABANK AG, Frau Dorothea Rossow, Herrn Martin Joseph, Herrn Karl-Heinz Tabbert, Frau Annette Schober, Frau Heidi Kohlmus, Herrn Carsten Witt, Herrn Hermann-Josef Hase, Herrn Michael Schienbein, Frau Ute Matthiesen, Herrn Udo Skotki und Frau Janine Naborowski. Ganz besonders bedanken wir uns für die stets zuvorkommende Betreuung durch Herrn Tobias Perl.





1 25 Jahre Edeka. Festausgabe der Edeka Deutsche Handelsrundschau Berlin, Festausgabe zum 21. Oktober 1932, Berlin 1932; 50 Jahre Edeka. Edeka 1907 - 1957, o.O./o.J.[Hamburg]; Edeka. 75 Jahre immer in Aktion 1907 - 1982, Hamburg 1982; EDEKA AG KG: Jahre Zentrale & Co. 100 EDEKA: gemeinsam gewachsen Hamburg 2007; EDEKABANK e.g.G.m.b.H. 1914-1964, Hamburg 1964; Friedrich, Otto: Unsere Spara, Hamburg 1953; 25 Jahre Spar- und Arbeitsgemeinschaft der Jungkaufleute des Lebensmittel- und Feinkost-Einzelhandels e.V. (SPARA) Berlin - Hamburg: Bericht über die SPARA Jubiläumstagung Berlin 1955., Deutsch, Karl/Stubbe, Helmut: Die gefährlichsten Jahre seit der Eiszeit - Unsere Zukunft bis zum Jahr 2000. 50 Jahre Nachwuchsarbeit - Bilanz und Herausforderung. Referate im Rahmen der Festveranstaltung zum 50jährigen Bestehen der EDEKA Juniorengruppe, Berlin 1980; 75 Jahre EDEKA Juniorengruppe e.V.: Initiative ergreifen. Potenzial entfalten. Erfolg gestalten, Hamburg 2005.


2 Die Edeka - Handelsrundschau: offiz. Organ d. Edeka-Verbandes Kaufmännischer Genossenschaften, 1908-2013; Edeka-Einkäufer. Vertrauliche Mitteilungen aus dem Berufsstande für die Verwaltungsorgane der Edekagenossenschaften, hrsg. für den Edeka Verband deutscher kaufmännischer Genossenschaften, [später Rundschreiben der Edekazentralorganisationen für den Edeka-Einkäufer], 1925-1945; Edeka-Beobachter hrsg. vom Edeka Verband deutscher kaufmännischer Genossenschaften, 1929-1933; Mitteilungsblatt: Spar- u. Arbeitsgemeinschaft der Jungkaufleute e.V., 1931-1966.


3 Die Chronik der Edekabank Chemnitz e.G.m.b.H.; EB-Archiv, Ros.


4 100 Jahre Edeka, S. 39.


5 Lt. Frau Rinne, EDEKA Verband e.V. wurden diese Verbandsjahresberichte nicht mehr ab 1987 fortgeführt.


6 Von 1947 bis zur Nr. 14 im August 1948 wurde das Verbandsorgan als „Edeka Verbandes Genossenschaften e.V.", benannt, nachfolgend bis 1949 als „Edeka Rundschau. Mitteilungsblatt des Edeka Deutscher kaufmännischer Mitteilungsblatt des Edeka Verbandes Deutscher kaufmännischer Genossenschaften e.V.", 1950 als „Edeka-Rundschau. Organ der Edeka-Zentralorganisationen und der Edeka Genossenschaften" und ab 1951 als „Edeka Rundschau. Fachzeitschrift für das Genossenschaftswesen im Lebensmittel-Einzelhandel" bis 1966 geführt, danach kam nur kurz zur „Edeka Rundschau" und ab Nr. 7 im Juli 1966 als Handelsrundschau firmiert. Ab 2005 erschien das Organblatt unter „handelsrundschau" und der Bildmarke EDEKA.
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1. VON DER GRÜNDUNG 1907


BIS IN DIE


1930ER JAHRE





1.1. Gründung und Aufbau des Edeka Verbands


deutscher kaufmännischer Genossenschaften e.V. und


der Zentral-Einkaufsgenossenschaft


Der gemeinschaftliche Einkauf und der genossenschaftliche Zusammenschluss bot den deutschen Kolonialwarenhändlern Ende des 19. Jahrhunderts eine Perspektive, um sich gegen die Konkurrenz der Warenhäuser, Konsumgenossenschaften und Massenfilialgeschäfte zu behaupten. Die Vorteile dieser Genossenschaften waren offensichtlich, so dass in vielen Orten Männer zur Bildung von Einkaufsvereinigungen schritten. Zu Beginn des Jahres 1902 gab es etwa 40 Einkaufsvereine.7 Die „Zentraleinkaufsgesellschaft deutscher Kolonialwarenhändler m.b.H.", als Vorgängervereinigung des Verbands deutscher kaufmännischer Genossenschaften, wurde am 20. Januar 1904 in Leipzig gegründet und Hugo Pabst8 als Geschäftsführer eingesetzt. Zugelassen in der Gesellschaft waren sowohl Genossenschaften als auch Einzelpersonen aus der Einkaufsbranche. Obwohl das Stammkapital 318.000 Mark betragen sollte, waren zum Ende des Jahres 1904 nur 116.000 Mark eingezahlt. Und die Geschäfte liefen schlecht. Der Betrieb krankte an zu kleinen Aufträgen, verhältnismäßig hohen Unkosten und an der „Interesse[n]losigkeit der Gesellschafter", da diese die Zentrale nicht als eigenes Unternehmen, sondern als Institut zur Marktorientierung wahrnahmen. Erhebliche Kapitalien lagen schon bald infolge der von Pabst getätigten Großeinkäufe fest. Verluste aus Abschlüssen und „Reuegelder" für nicht eingehaltene Lieferungsverträge ließen die Umsatzkurve des Unternehmens rasch sinken.9 Im Nachhinein wurde dem Geschäftsführer Pabst der Vorwurf gemacht, gegen diese misslichen Verhältnisse nichts unternommen zu haben und stattdessen ein eigenes Importgeschäft aufgebaut zu haben. Ein Jahr später wurde er wegen nicht ordentlicher Geschäftsführung suspendiert. Auch in den folgenden Jahren bis zur Liquidierung der Zentraleinkaufsgesellschaft am 21. Oktober 1907 in Leipzig krankte sie an fehlendem Kapital, fähigen Geschäftsführern und mangelndem Interesse der Gesellschafter. „Statt in emsiger Kleinarbeit allmählich aufzusteigen, strebten die Geschäftsführer danach, dem jungen Unternehmen sofort den Charakter einer altrenommierten Großhandels- und Importfirma zu geben."10 Die Zentralisationsidee des Einkaufs aber war geboren und wurde in der Folge weiterentwickelt. Prägende Männer der Großeinkaufsbewegung, wie Heinrich Eilers aus Oldenburg, Dr. Biller und Fritz Borrmann, der zu dieser Zeit die Berliner Genossenschaft „Einkaufszentrale der Kolonialwarenhändler" vertrat, stimmten aufgrund der Aussichtslosigkeit der Lage für eine Liquidierung der Gesellschaft. Gleichzeitig machten sie sich für die Gründung eines neuen Verbandes stark, der in der Lage sein würde, die gesetzliche Revision und die wirtschaftspolitische Vertretung der Einkaufsgenossenschaften zu übernehmen. Fehler, wie die Aufnahme von Einzelmitgliedern und damit fehlende Eingriffsmöglichkeiten sowie zu niedriges Betriebskapital, sollten vermieden werden. Aber nur wenige Männer glaubten an den neuen Verband und waren bereit, sich zu engagieren. Wenige Stunden nach der Liquidierung der Gesellschaft, am 21. Oktober 1907, wurde der „Verband deutscher kaufmännischer Genossenschaften" im „Hotel de Pologne" in Leipzig gegründet.11 Bei der Gründungsversammlung waren laut Protokoll 21 Einkaufsvereine durch „ca.“ 50 Personen vertreten. Die folgenden dreizehn Vereine sprachen sich für die Verbandsgründung aus: der Waren-Einkaufsverein Leipziger Kaufleute, der Einkaufsverein der Kolonialwarenhändler zu Halle (Saale), die Ein- und Verkaufsgenossenschaft Frankfurter Kolonialwarenhändler, der Einkaufsverein Rudolfstadt, der Großeinkaufsverein Bochum, der Waren-Einkaufsverein Striegau, der Wareneinkaufsverein Hirschberg, die Einkaufszentrale der Kolonialwarenhändler Berlin (Namensgeberin E. d. K.), die Einkaufsgenossenschaft der Berliner Kolonialwarenhändler, der Wareneinkaufsverein Oldenburg, der Groß-Einkaufsverein Thüringer Kaufleute, der Wareneinkaufsverein Dessauer Kaufleute und der Wareneinkaufsverein Guben.12 Der Vorstandsbericht über den ersten Verbandstag 1908 stellte dies allerdings ein wenig anders dar: „Knapp ein Dutzend von Vereinen erklärten auf der Gründungsversammlung am 21. Oktober zu Leipzig ihren Beitritt, die übrigen Redner hatten zwar ,großes Interesse' für das neue Unternehmen, aber dabei ist es geblieben. Auch von den beigetretenen Vereinen zogen nachher einige ihre Beitrittserklärungen zurück, da sie die Zustimmung der Mehrheit ihrer Mitglieder nicht hatten bekommen können. Mit Nachdruck für den Verband eingetreten ist anfangs kein halbes Dutzend Vereine.“13


Fritz Borrmann schrieb über die Gründung: „Wenn je eine Gründung ohne Begeisterung und große Hoffnung erfolgt ist, so die unseres Verbandes. Die betrübliche Tatsache der Liquidation der Zentraleinkaufsgesellschaft, die der Gründung unmittelbar vorangegangen war, drückte jede Stimmung nieder. Lediglich streng sachliche und überaus nüchternde Überlegungen lagen der Beschlussfassung zugrunde. Worauf sollten man auch große Hoffnungen setzen? Mitglieder? Man hatte nicht einmal die zur Eintragung in das Genossenschaftsregister erforderlichen sieben Genossenschaften. Kapital? Man konnte im günstigsten Falle auf 500 Mark Jahreseinnahmen rechnen, und damit sollten die Kosten einer Geschäftsstelle und der Werbetätigkeit gedeckt werden.“14 Zum Vorstand wählte die Gründungsversammlung einstimmig Dr. Karl Biller und den Verbandsausschuss stellten Fritz Borrmann, Heinrich Eilers, Karl Kleine, Ludwig Dietz, Robert Bertram, Emil-Wilhelm Koch und Friedrich Beume.


Von Anfang an vertrat der Verband Vereine aus dem ganzen Reich. Ergänzend dazu strebte man die Gründung von Unterverbänden an, um den Genossenschaften einen besseren „Meinungs- und Erfahrungsaustausch“ zu ermöglichen. Ein solcher Unterverband beispielsweise wurde mit dem Verband der Kolonialwaren-Einkaufsgenossenschaften im Rheinisch-Westfälischen Kohlengebiet im Februar 1908 in Bochum gegründet. Die erste Statistik des Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften, die Mitte 1909 veröffentlicht wurde, führte 78 Genossenschaften der Kolonialwarenbranche auf, von denen 31 Verbandsmitglieder waren.15


Nur wenige Wochen nach Gründung des Verbandes wurde am 25. November 1907 die „Zentral-Einkaufsgenossenschaft des Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften eGmbH“ (Z.E.G.) ins Leben gerufen, da sich der Verband als ideeller Verein nicht geschäftlich betätigen durfte. Die Gründer, Dr. Karl Biller, Berlin; Fritz Borrmann, Berlin; Ludwig Dietz, Frankfurt am Main; Heinrich Eilers, Oldenburg; Karl Kleine, Bochum; Emil-Wilhelm Koch, Gotha und die als Vertreter zweier Berliner Genossenschaften hinzugezogenen Otto Nickel und Rudolf Rohloff brachten das Gründungskapital in Form von acht Geschäftsanteilen zu je 100 Mark und eine Haftsumme von je 100 Mark aus der eigenen Tasche auf. Wie der Verband, begann also auch die Z.E.G. ihre Tätigkeit mit wenig Kapital.16 Zwar wäre es zweckmäßiger gewesen, wenn sich eine größere Anzahl von Vereinen zur Zentral-Einkaufsgenossenschaft zusammengeschlossen hätte. Da aber vielen noch das wirtschaftliche Scheitern der Hamburger Zentrale präsent war, gab es hierfür bei den Einkaufsvereinen keine Mehrheit.17 Erst ein paar Jahre später erlaubte eine Statutänderung nur noch die alleinige Mitgliedschaft von Vereinen und nicht mehr von Einzelpersonen in der Z.E.G.18 Für den zu erwartenden Geldverkehr richtete die spätere Zentrale ein Bankkonto bei der Dresdner Bank ein.


In Personalunion miteinander verbunden, bauten Verband und Zentrale die innere Organisation weiter aus. Das am 4. April 1908 erstmals erschienene Verbandsorgan mit dem Titel: „Deutsche Handels-Rundschau" wurde als Bindeglied zwischen dem Verband und seinen Mitgliedern notwendig. Die Mitbegründer Dr. Karl Biller und Fritz Borrmann übernahmen mit persönlichem Risiko die Firma „Deutsche Handels-Rundschau G.m.b.H.", welche mit der Herausgabe einer Wochenschrift betraut wurde.19 Die Handels-Rundschau wurde zum Sprachrohr des Verbandes und das Organ der Einkaufsbewegung. Mit der Gründung verpflichtete sich die Gesellschaft, jedem Mitglied ein Exemplar der Handels-Rundschau kostenlos zu liefern. Die Redaktion lag von Beginn an in den Händen der Verbandsleiter.20


Ein zweiter wichtiger Schritt für den weiteren Ausbau war das am 24. November 1908 vom Reichsamt des Inneren verliehene Prüfungsrecht. Dazu bemühten sich Verband und Zentrale um den Ausbau der Einkaufsbewegung, d. h. um Gründung und Beitritt weiterer Einkaufsgenossenschaften. Es galt allerdings als schwierig, den Mittelstand mit seiner „nur auf die eigene Existenz gerichteten Denkweise"21 von den Vorteilen des Zusammenschlusses zu überzeugen und es bedurfte ständiger Werbe- und Aufklärungsarbeit. So schrieb Borrmann in seinem Artikel „An die Kollegen": „Die Aufgaben des Verbandes sind keine geringen. Deshalb ist es notwendig, daß er durch seine Größe imponiert. Das kann er nur, wenn die Fernstehenden die nun genügend gegeißelte Lauheit abstreifen und sich ihm anschließen. Von der gesetzlich vorgeschriebenen Revision in den einzelnen Genossenschaften, die wohl seine erste aber nicht seine letzte Aufgabe ist, abgesehen, soll der Verband überall sein. Er soll über alles unterrichtet sein; er soll überall helfend und belehrend eingreifen, wo irgendwie Unterstützung notwendig ist; er soll die Interessen jedes einzelnen Vereins und wiederum aller Vereine im ganzen Reiche vertreten. Er soll die Einkaufsbewegung ganz Deutschlands würdig repräsentieren; er soll Vermittler sein zwischen Einkaufsverein und Fabrikanten bzw. Lieferanten bei etwaigen Differenzen oder Unstimmigkeiten und er soll als Unterhändler dienen mit anderen Verbänden, Kartellen und Behörden. Diese Riesenaufgabe kann der Verbandesvorstand nur erfüllen, wenn die Einkaufsvereine ,wie ein Mann' hinter ihm stehen – hinter ihm stehen nicht nur ,wenn Holland in Not', sondern fleißig mitarbeiten zu jeder Zeit."22 Der Verband vertrat sowohl Genossenschaften als auch kaufmännische Zusammenschlüsse.


Ein großes Anliegen war es seitens Verband und Zentrale, dass die angeschlossenen Vereine ihre Waren möglichst über die Zentrale beziehen und förderten dies entsprechend. Einen Bezugzwang allerdings sprach die Z.E.G. nicht aus: „Keinerlei Zwang oder Verpflichtungen! Mag ein jeder Verein sehen, wie er am vorteilhaftesten fährt. Die Zentrale bietet ihm die Möglichkeit – falls er dem Verbande angehört – von sich ihm darbietenden günstigen Offerten Gebrauch zu machen.“ Dieser Grundsatz bleibe „unerschüttlich bestehen“.23 Der Warenumsatz des ersten Geschäftsjahres konnte sich sehen lassen: Bei 21 angeschlossenen Einkaufsgenossenschaften betrug der Warenumsatz 1,25 Millionen Mark und entfiel dabei ausschließlich auf Markenartikel, weil die Einkaufsgenossenschaften zu dem Zeitpunkt noch nicht alle Artikel bei der Zentrale kaufen konnten, da sie bei vielen Artikeln „unter Schuß standen“.24 Allerdings gelang es, die Mitglieder zu überzeugen, bestimmte Waren, für die besonders günstige Verträge liefen, ausschließlich über die Zentrale zu beziehen.25


Um den persönlichen Kontakt zu den Mitgliedern zu fördern und zu pflegen, initiierte der Vorstand die Verbandstage. 80 Vertreter der 23 angeschlossenen Vereine kamen am 25. Mai 1908 zum 1. Verbandstag in den Saal der Berliner Handelskammer, der kaum ausreichte, da die Veranstalter nicht mit einem so starken Besuch gerechnet hatten. Das Jahr 1909 brachte für die Zentral-Einkaufsgenossenschaft noch eine weitere Belebung des Warengeschäfts. Hatte sie bis dahin ausschließlich mit Markenartikeln, also Paketartikeln gehandelt, so nahm sie nun neu auch Konjunkturartikel, also Stapelartikel auf. Auch entschloss sich der Vorstand, das von der im Jahre 1907 liquidierten Hamburger Zentral-Einkaufs-Gesellschaft übernommene Warenzeichen Z.E.G. auszuwerten.26 Bemängelt wurde in der Generalversammlung der Zentral-Einkaufsgenossenschaft die noch fehlende Bereitschaft zur Barzahlung. „Die Zentrale besteht ihren Lieferanten gegenüber auf dem Grundsatz der unbedingt pünktlichen Regulierung, die sie umso mehr als eine Ehrenpflicht ansieht, als sie mitsamt der ganzen Einkaufsbewegung auf dem Prinzip der Barzahlung beruht. Deswegen muß die Zentral-Einkaufsgenossenschaft auch den Vereinen gegenüber auf unbedingte Barzahlung bestehen oder aber sie darf einen Skontoabzug nach Verfall der Diskontzeit nicht gestatten.“27


Der Verbandstag im Jahr 1910 verabschiedete, ein Verbandszeichen herauszugeben und die gemeinschaftliche Werbung zu einer der Hauptaufgaben des Verbandes zu erklären. Als Verbandszeichen wurden im Rahmen eines Preisausschreibens vorgeschlagen: „Kula“, als Abkürzung der Kolonialwaren- und Lebensmittel-Ausstellung, Frankfurt am Main aus dem Jahr 1909; „Ka-Ha-Vau“ als Abkürzung für Kolonialwaren-Handels-Verein, Chemnitz; „Pug“, als Abkürzung für „Preiswert und gut“ und „Edeka“ für „Einkaufszentrale der Kolonialwarenhändler, Berlin“. Die beiden letzteren kamen in die engere Wahl. Man entschied sich für das Kennwort „Edeka“, welches daraufhin von der Berliner Genossenschaft käuflich erworben und mit prämierten Zeichenentwürfen des Preisausschreibens kombiniert wurde. Der Verbandstag verabschiedete, dass die patentamtlich geschützte Edeka-Reklame zukünftig auf Briefbögen, Rechnungen sowie auf Produktpackungen gedruckt sein sollte.28


Nach dem Vorbild anderer Verbände, wie dem Generalverband der deutschen Raiffeisengenossenschaften, dem Reichsverband der deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften und dem Zentralverband deutscher Konsumgenossenschaften, richtete auch der Edeka Verband im Herbst 1911 Genossenschaftskurse ein. Diese finanzierten die angeschlossenen Genossenschaften über einen Bildungsfonds, dessen Einrichtung 1911 auf dem 4. Verbandstag beschlossen wurde. Der 4. Verbandstag in Dresden vom 20. bis 21. Juni 1911 ging aufgrund der Präsenz der Edeka-Werbung als erster „Edeka-Verbandstag" in die Verbandsgeschichte ein.29


Ihre erste Bewährungsprobe absolvierten Verband, Zentrale und angeschlossene Genossenschaften in dem „Markenartikelkampf". Hierbei spitzten sich die Zwistigkeiten bezüglich der Eigenmarken mit Großhandel und Industrie immer mehr zu. 44 Markenartikelfabrikanten forderten „das Fallenlassen jeglicher Eigenmarken und [den] Verzicht auch für die Zukunft auf die Herausgabe eigener Marken und von Reklamematerial, ferner die Verpflichtung, dafür zur sorgen, daß bis zum 15. Januar 1912 alle angeschlossenen Vereine und alle etwaigen sonstigen Mitglieder die rechtsverbindliche Verpflichtung übernähmen, auch ihrerseits auf die Führung direkter oder indirekter eigener Artikel zu verzichten."30 Durch die Ablehnung dieser Forderungen weitete sich die Ablehnung des Geschäftsverkehrs auch auf die Zentrale aus, sie wurde boykottiert. Verband und Zentrale gewannen diesen Kampf, und im Herbst 1912 erkannten eine Mehrzahl der Markenartikelfabrikanten die Zentrale an und billigten ihr Großhandelskonditionen zu. Die Edekazentrale konnte in dieser Zeit ihre Umsätze steigern und die Edeka-Organisationen gingen aus dem Markenartikelkampf gestärkt hervor.


Die Entwicklung der Mitglieder von Verband, Zentrale und Bank zwischen 1907 und 1931.31





	Zum 31.12. des Jahres

	Verbandsmitglieder

	Zentralemitglieder

	Bankmitglieder





	1907

	22

	-

	-





	1908

	39

	10

	-





	1909

	50

	10

	-





	1910

	70

	29

	-





	1911

	95

	41

	-





	1912

	111

	57

	-





	1913

	122

	68

	-





	1914

	126

	71

	11





	1915

	139

	73

	11





	1916

	170

	115

	11





	1917

	182

	124

	13





	1918

	194

	144

	18





	1919

	276

	219

	26





	1920

	343

	307

	36





	1921

	362

	347

	96





	1922

	454

	459

	274





	1923

	578

	571

	488





	1924

	533

	534

	507





	1925

	477

	477

	485





	1926

	424

	429

	421





	1927

	417

	419

	411





	1928

	403

	405

	401





	1929

	398

	402

	398





	1930

	419

	423

	419





	1931

	430

	433

	431










7 25 Jahre Edeka, S. 9.


8 Hugo Pabst kam aus den Reihen der Konsumgenossenschaftler, war in den 1880er Jahren Leiter des Meiningschen Konsumvereins gewesen und hatte sich dann mit einem Großhandelsgeschäft in Gotha selbstständig gemacht. Durch das Erstarken der Zentraleinkaufsgesellschaft deutscher Konsumvereine wurde er wirtschaftlich verdrängt. Er trat mit den Führern der Einkaufsbewegung des Kolonialwarenhandels in Verhandlung und machte sich für die Idee des Großeinkaufs stark.


9 Hatte der Umsatz noch im Jahr 1905 rund 2,2 Mio. Mark betragen, so bezifferte er sich im Jahr 1907 nur noch auf eine Mio. Mark. Vgl. 50 Jahre Edeka, S. 18.


10 25 Jahre Edeka, S. 15.


11 Vgl. zur Geschichte der „Zentraleinkaufsgesellschaft deutscher Kolonialwarenhändler m.b.H." 25 Jahre Edeka, S. 11ff und zur Gründungsgeschichte des Verbandes HR, 1917 Nr. 7.


12 Vgl. 25 Jahre Edeka, S. 20, hier ist das Gründungsprotokoll abgedruckt. Namentlich genannt und als „Pioniere der Edeka“ bezeichnet, werden im Rahmen der Gründungsbemühungen darüber hinaus Robert Bertram, Leipzig; Friedrich Beume, Dessau; Dr. Karl Biller, Berlin; Fritz Borrmann, Berlin; Ludwig Dietz, Frankfurt am Main; Heinrich Eilers, Oldenburg; Hermann Gorlipp, Berlin; Hugo Gramberg, Oldenburg; Emil Hyess, Leipzig; Karl Kleine, Bochum und Emil-Wilhelm Koch, Gotha, vgl. 50 Jahre Edeka, S. 26.


13 Vgl. HR, 1908 Nr. 11.


14 50 Jahre Edeka, S. 24 und 19.


15 25 Jahre Edeka, S. 9.


16 Vgl. 50 Jahre Edeka, S. 28 und 25 Jahre Edeka, S. 80ff.


17 25 Jahre Edeka, S. 20.


18 HR, 1909 Nr. 12.


19 HR, 1932, Festausgabe.


20 HR, 1917 Nr. 7.


21 50 Jahre Edeka, S. 26.


22 HR, 1908 Nr. 15.


23 HR, 1908 Nr. 14.


24 Mit 21 Einkaufsgenossenschaften war die Hälfte der deutschen Einkaufsgenossenschaften der Zentrale angeschlossen, siehe 25 Jahre Edeka, S. 82.


25 50 Jahre Edeka, S. 32.


26 Dieses erste Kennzeichen der Z.E.G. wurde ausschließlich für die Zentrale am 15. 2.1909 patentamtlich eingetragen, siehe dazu 25 Jahre Edeka, S. 83.


27 HR, 1909 Nr. 8.


28 HR, 1919 Nr. 37.


29 HR, 1931 Nr. 21.


30 25 Jahre Edeka, S. 84.


31 Vgl. für den Edeka Verband 25 Jahre Edeka, S. 46, für die Edekazentrale ebd., S. 96 und für die Edekabank ebd., S. 98ff, sowie die Bilanzveröffent-lichungen der Edekabank in der Handelsrundschau.





1.2. Die Gründungsphase der Edekabank


1.2.1. Die Organisation der Geldgeschäfte des Edeka Verbandes - eine eigene Zentralkasse für den Verband?


Mit dem weiteren Ausbau, also dem Eintritt weiterer Einkaufsgenossenschaften in den Ver-band32, rückten auch die Fragen der Organisation der Geldwirtschaft sowie der immer notwendiger werdenden Kapitalbeschaffung in den Vordergrund. Fritz Borrmann erörterte dazu im Verbandsorgan „Deutsche Handels-Rundschau" in seinem Artikel „Wie zwingen wir das Kapital in den Dienst des Kleinhandels?"33 im Jahr 1908 erstmals die Notwendigkeit der Gründung einer „Zentral-Kredit-Genossenschaft".


Darauf bezugnehmend erläuterte Verbandsdirektor Dr. Biller die bisherigen Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung: Zur Erhöhung der Betriebsmittel sei es bei einigen Verbandsgenossenschaften üblich, Spargelder der Mitglieder anzunehmen. Die Einkaufsgenossenschaften übten so die Funktionen einer Spar- und Kreditkasse aus. Sie nahmen Einzahlungen in beliebiger Höhe entgegen, verzinsten diese und zahlten sie entsprechend der Bestimmungen anderer Sparinstitute bis zu einer gewissen Summe sofort und darüber hinaus zu einer bestimmten Kündigungsfrist aus. Obwohl diese Möglichkeiten der Mittelbeschaffung von einigen angeschlossenen Einkaufsvereinen erfolgreich praktiziert wurden, bargen sie doch einige Risiken, so dass sie nicht im Normalstatut verankert wurden. So mahnte Verbandsdirektor Dr. Karl Biller 1908, es sei zwar richtig, dass die Vereine auf diese Weise bei einer Verzinsung von 4 bis 5 Prozent günstige Kredite erhielten, „die Verquickung von Einkaufsgenossenschaften mit Sparkassen schließt jedoch die Möglichkeit in sich, daß eine Abholung der Spargelder in größerem Maße, ein sogenannter ,Run', sehr gefährliche Folgen haben kann."34


Auch Borrmann thematisierte ein Jahr später auf dem 2. Verbandstag am 5. bis 6. Juli 1909 in Frankfurt in seinem Vortrag „Brauchen wir eine Verbandskasse?" die Kapitalbeschaffungsmöglichkeiten der Genossenschaften. Er führte aus, dass für die Einkaufsgenossenschaften in den großen Städten, die in Konkurrenz zu den Grossisten standen, die Unterhaltung eines umfangreichen Warenlagers und die Inanspruchnahme eines großen Kredites selbstverständlich seien. Kredite erhielten sie von solventen Mitgliedern, der Reichsbank, anderen Banken oder Kreditgenossenschaften. Manche seien bereits Mitglied einer gewerblichen Zentralkasse und kämen so in den Genuss der günstigen Preußenkasse-Kredite.35 Die Mehrheit der Einkaufsgenossenschaften aber erhalte keine „billigen Kredite" und sei in steter Sorge um die Beschaffung ihrer finanziellen Mittel für Inlands- und Importgeschäfte. Vor allem bei Letzterem liege erhöhter Kapitalbedarf aufgrund der üblichen Konditionen „Kasse gegen Dokumente"36 vor. Es sei nicht möglich, die Mitglieder zu überhöhten Einlagen heranzuziehen, um Importgeschäfte in dieser Weise abwickeln zu können. Mehr als eine Einlage von 300 bis 500 Mark und die prompte Begleichung der Genossenschaftsrechnungen könne man nicht erwarten, da sonst im Kleinhandel ein vier- bis sechswöchiger und in den kleineren Orten sogar ein sechsmonatiger Kredit bei den Grossisten üblich sei. Das sei nichts Ungewöhnliches, sondern nach Borrmann vielmehr der Grund, warum die Regierung landwirtschaftliche und gewerbliche Genossenschaften mit günstigen Krediten der Preußenkasse mit 3 1/2 bis 4 Prozent unterstütze und so diese Genossenschaften keine 4 1/2 bis 6 Prozent Zinsen bei Privatbanken zahlen müssten. Da die Einkaufsgenossenschaften aber nicht direkt mit der Preußenkasse Geschäfte machen dürfen, müsse eine Zentral-Kredit-Kasse des Verbandes kaufmännischer Genossenschaften diese Aufgabe übernehmen. Ausgestattet und unterstützt von allen Verbandsgenossenschaften wäre diese in der Lage, bei Bedarf günstige Kredite an die angeschlossenen Genossenschaften zu vergeben.37 Es war geplant, die Zentral-Kredit-Genossenschaft neben der Zentral-Einkaufs-Genossenschaft unabhängig voneinander im Verband arbeiten zu lassen.


Auch Rabattsparvereine könnten sich an dieser Zentralkasse beteiligen und so ihr Geld dem Mittelstand zur Verfügung stellen. Bislang würden diese aufgrund mangelnder Alternativen ihr Geld Großbanken anvertrauen, welche damit Warenhäuser finanzierten und somit nachweislich gegen die mittelständischen Einkaufsgenossenschaften arbeiteten. Auf diese Weise könne eine Geldanlage geschaffen werden, die mit der Rabattspar-Idee konform ginge, so Borrmann. Hiermit bezog er sich direkt auf die Ausführungen von Dr. Karl Biller, der sich gegen die Anlagen der Rabattsparvereine bei den Großbanken ausgesprochen hatte.38 Da die Kasse in Personalunion der Verbands- und Z.E.G.-Vorstände geführt werden sollte, wären Bonität der Vereine durch den geschäftlichen und persönlichen Verkehr im Verband bereits hinreichend bekannt und damit Verluste ausgeschlossen. Durch die Nutzung des bereits bestehenden Verbandsbüros könnten dazu Verwaltungskosten niedrig gehalten werden, nur Buchhalter und Material seien zu finanzieren. Kritiker der Zentral-Kredit-Genossenschaft befürchteten, dass die ständig zur Verfügung stehenden Kredite auch Missbrauch, wie beispielsweise Spekulationsgeschäfte erleichtern könnten. Nach Meinung von Borrmann verhinderten dies zwar die „beschränkten Raumverhältnisse" der vorhandenen Warenlager, aber auch Geldknappheit schließe solche Geschäfte nicht aus.39 Der Leiter der Preußenkasse, der Königliche Bankdirektor Kautz, schätzte auf dem Verbandstag 1909 dagegen den Verband für die Gründung einer Zentralkasse als „noch außerordentlich schwach" ein und empfahl die Gründung „nur mit Bedacht" in die Wege zu leiten.


Alternativ wurde den Einkaufsgenossenschaften, die kurzfristig mit der Preußenkasse Geschäfte planten, nahe gelegt, sich an die Zentralkasse des Hauptverbandes deutscher gewerblicher Genossenschaften zu wenden. Dies war aber auch für den Verband kaufmännischer Genossenschaften auf lange Sicht keine befriedigende Lösung, da er Gefahr lief, die Revisionsrechte zu verlieren. So entschied auch der Verbandstag im Jahr 1909, bezüglich der Geldvermittlung nicht die angebotene Hilfe vom Hauptverband deutscher gewerblicher Genossenschaften anzunehmen und befürwortete die Einrichtung einer eigenen Verbandskasse. Der von Borrmann eingereichte Antrag: „Der Verbandstag möge den Verbandsvorstand zwecks Gründung einer Zentral-Kredit-Kasse beauftragen eine Umfrage bei seinen Mitgliedern zu veranstalten und weiteres einschlägiges Material zu sammeln", wurde einstimmig angenommen.40


Die Einführung des Scheckverkehrs zum 1. Januar 1909 war eine weitere Voraussetzung für die Gründung der Verbandszentralkasse. Mit dem neuen, zentral organisierten Überweisungsverkehr wurden die bislang meist auf Bargeld beruhenden Zahlungsmöglichkeiten erweitert und somit eine weitere Möglichkeit des Geldtransfers geschaffen. Diese Vorteile sah auch der Verband und thematisierte sie in der Handels-Rundschau: In einem Artikel über den „Überweisungs- und Scheckverkehr" aus dem Jahr 190841 wurden die Einkaufsvereine ermutigt, dem Beispiel des Einkaufsvereins Dresden zu folgen, der die neue Geldverkehrsmöglichkeit bereits eingeführt hatte. Die Vorteile lägen klar auf der Hand, da so das bisher zinslos gebliebene Geld ebenfalls Zinsen bringen könne. Auch könne der Verrechnungsscheck nicht gestohlen oder gefälscht werden sowie bei der Übersendung durch Boten verloren gehen. Die Einführung des bargeldlosen Zahlungsverkehrs sei zudem ein Instrument, die Geldknappheit zu beseitigen, wie sie zuletzt im November 1907 aufgetreten war, in dessen Folge die Reichsbank gezwungen gewesen war, ihren Zinsfuß „auf die bisher unbekannte Höhe von 7 1/2 Prozent heraufzusetzen".42 Der bislang übliche Geldverkehr mittels Geldsendungen durch


Postanweisung oder Geldbriefe entziehe durch die „Hin- und Hersendung" dem Wirtschaftsleben zu große Geldsummen, die im Geldkreis fehlen.43


Im Deutschen Reich sollten 13 Postscheckämter eingerichtet werden, bei denen auf Antrag zugelassene Privatpersonen, Handelsfirmen, öffentliche Behörden, juristische Personen oder sonstige Vereinigungen oder Anstalten Scheckkonten einrichten durften. Jeder Kontoinhaber musste eine Stammeinlage von 100 Mark leisten, die unverzinsbar und der freien Verfügung entzogen war. Auch die Bankhäuser führten bei einer Mindesteinlage von 100 Mark die Depositenkonten für den Überweisungs- und Scheckverkehr provisionsfrei. Einzahlungen von höchstens 10.000 Mark auf Postscheckkonten waren sowohl vom Kontoinhaber als auch von jeder anderen Person per Zahlkarte bei jedem Post- oder Postscheckamt möglich. Höchstens 800 Mark konnten mit Zahlkarte allerdings Landbriefträgern zur Ablieferung an die Postanstalt übergeben werden. Gutschriften konnten durch Postaufträge und Nachnahmen sowie durch Überweisung per Girokonto von einem Postscheckkonto auf eine anderes erfolgen. Die Postanstalt überwies täglich mittels Zahlkarte an das Postscheckamt die Gesamtbeträge der Postanweisungen zur Gutschrift.


Insgesamt schätzte Verbandsdirektor Dr. Biller die Gebühren44 der neuen Geldtransfermethode als zu hoch ein, auch die fehlende Verzinsung des Guthabens kritisierte er. Explizit wandte er sich gegen die Zuschlaggebühr: Da abzusehen war, dass Einkaufsgenossenschaften, die mit ihren Mitgliedern den Postscheckverkehr einführen wollten, die Anzahl von 600 Buchungen auf jeden Fall überschreiten würden, müsse die Zuschlaggebühr gleich mit einkalkuliert werden.


Zunächst kam es allerdings nicht zur Gründung der Zentral-Kredit-Kasse, da zu wenige Verbandsgenossenschaften ihr Interesse bekundeten, hieß es im Verbandsbericht 1910: „Der Vorstand hat, wie es der vorjährige Verbandstag ihm aufgetragen hat, eine Umfrage zwecks Gründung einer Zentralkreditkasse bei den Genossenschaften des Verbandes veranstaltet. Das Material wurde nach allen Seiten ergänzt und es ergab sich das im allgemeinen erfreuliche Ergebnis, daß die überaus große Mehrzahl unserer Verbandsvereine überhaupt keinen Kredit in Anspruch nimmt und die Gründung einer Verbandskreditkasse für sich als nicht notwendig erachtet." Man werde daher die Sache weiterhin mit Interesse im Auge behalten und „bei geeigneter Gelegenheit auf die event. Gründung einer Kreditkasse zurückkommen."45


Da der Verbandsvorstand offensichtlich an der Gründung einer Zentralkasse interessiert war, dies aber aufgrund der geringen Mitgliedergenossenschaften und der fehlenden Unterstützung zunächst nicht realisieren konnte, diskutierte er das Thema in der Handels-Rundschau und versuchte, weitere Genossenschaften von der Idee zu überzeugen. Immer wieder thematisierte die Handels-Rundschau in den folgenden Jahren die Möglichkeiten der Kapitalbeschaffung und Kapitalorganisation innerhalb des Verbandes.


Um zum Beispiel Hilfe zur Selbsthilfe aufzuzeigen, berichtete die Handels-Rundschau von einer Einkaufsgenossenschaft, die ohne Bankkredite, nur durch die Gelder der eigenen Mitglieder, zu einer ausreichenden Mittelversorgung kam. Wie Emil Reinhold in dem Leitartikel „Die Einkaufsgenossenschaft das Bankgeschäft ihrer Mitglieder"46 beschrieb, war es die Chemnitzer Einkaufsgenossenschaft, die 1910 den „bankmäßigen Verkehr" mit den Mitgliedern einführte. Eine Sichtung der letztjährigen Bilanzen habe ergeben, so berichtete Reinhold, dass einige angeschlossene Genossenschaften bereits Spargelder ihrer Mitglieder führen. Diese können bei ihrer Einkaufsgenossenschaft ihr „tägliches Geld" zinsbar anlegen, unter Beachtung kurzer Kündigungsfristen jederzeit wieder darüber verfügen und bei der Genossenschaft Überweisungen auf ihr Warenkonto verlangen. Die Einkaufsgenossenschaften erhielten so Betriebskapital, dessen Verzinsung ihren Mitgliedern zugutekomme.


Nachteilig würde sich diese Methode allerdings auswirken, wenn so Einbußen entstünden, beispielsweise die Mitglieder Habenzinsen auf das Sparkonto erhalten, dafür aber das Zahlungsziel ihrer Waren überschreiten, ohne dass die Genossenschaft Sollzinsen berechnet. Dies wäre bei einem „bankmäßigen Verkehr" mit den Mitgliedern ausgeschlossen, welcher von einer „Zentralkassenstelle" innerhalb der Einkaufsgenossenschaft übernommen werden könnte. Großes Potential liege nach Reinhold in der großen Mitgliederanzahl der angeschlossenen Einkaufsgenossenschaften, da 90 Prozent aller Mitglieder der Verbandsgenossenschaften bereits eine Bankverbindung hätten. „Dieses Geschäft kann und muß jede Einkaufsgenossenschaft selbst in die Hand nehmen", schreibt er und rechnet vor, dass Banken auf Guthaben 2 Prozent geben und bei Kreditinanspruchnahme 4 bis 8 Prozent verlangen.


Wie Borrmann auf dem Verbandstag, kam auch Reinhold auf die Vorteile einer Zentral-Kredit-Kasse zu sprechen. Er nutzte die gleichen Argumente, als er mit der Gründung einer Zentral-Kredit-Kasse eine Stärkung des Mittelstandes voraussah, wenn Einkaufsgenossenschaften nicht gezwungen wären, ihre „teuren Kredite" bei den „Großbanken" beschaffen zu müssen: „Wie die Großbanken mitunter mit ihren Geldern arbeiten, hat man in letzter Zeit in den Fachzeitschriften mehrfach lesen können. Ich meine die Millionen Hypotheken auf Warenhäuser in Berlin und Hamburg, wozu die Gelder der kleinen Geschäftsleute, unserer Kollegen auch verwendet werden. Wenn auch nicht direkt, so tragen unsere Kollegen doch indirekt ihr Scherflein dazu bei, jene Unternehmungen zu unterstützen, die geeignet sind dem deutschen Kleinhandel das Licht auszublasen."47


Anfang 1911 zog Emil Reinhold nach einem halben Jahr Geschäftsbetrieb mit „bankmäßigen Verkehr" eine positive Bilanz. Schon ein Großteil der Mitglieder habe sein Konto bei der Bank aufgegeben und tätigte seine Bankgeschäfte über die Einkaufsgenossenschaft. Obwohl zur Einführung so mancher „alter Genossenschaftler nachdenklich den Kopf schüttelte", seien die Chemnitzer sehr zufrieden. In sechs Monaten zahlten sie 1.007,22 Mark Sollzinsen auf geliehene Kapitalien, während sie 1.241,32 Mark Habenzinsen48 erwirtschafteten. Auch konnte der Zoll- und Steuerkredit, für den einige Mitglieder „in echt genossenschaftlicher Weise" 17.500 Mark Sicherheit in Wertpapieren hinterlegt haben, aus eigenen Mitteln um 5.000 Mark erhöht werden, so dass dieser auch 200 Mark Zinsen im Jahr brachte. „Das wären in kurzen Umrissen die Vorteile, die sich zahlenmäßig nachweisen lassen. Was haben wir aber sonst noch alles für Vorteile davon? Das Vertrauen, welches uns unsere Mitglieder entgegen bringen, wissen wir wohl zu schätzen, wir sind stolz darauf, unseren Verpflichtungen ohne fremdes Kapital, aus eigener Kraft, pünktlich nachkommen zu können."49


Auch der Vortrag von H. F. L. Roehr50 aus Hamburg über „Die Betriebsmittel der Einkaufsgenossenschaften"51 ist rückblickend als Vorbereitung zur Gründung der Zentral-Kredit-Kasse zu bewerten. Er berichtete ebenfalls, wie Einkaufsgenossenschaften ihre Mittel erweitern können, obwohl es per Satzung nicht ihre eigentliche Aufgabe sei, Überschüsse zu erzielen. Viele Kollegen von neugegründeten Einkaufsgenossenschaften erleben die eigenen Betriebsmittel als unzulänglich, vor allem wenn den Mitgliedern Zahlungsziele eingeräumt werden und das Kapital nur durch Anteile neu eintretender Mitglieder wachse. Das Kapital werde im Inventar angelegt, von den seit dem ersten Betriebstag entstehenden Unkosten absorbiert und von dem Rest Ware gekauft, die einige Monate liegen, bis sie komplett von den Mitgliedern abgenommen werde. Er empfahl, Anteile von mindestens 1.000 Mark zeichnen zu lassen. In Hamburg habe man bei Genossenschaftsgründung die Anteilshöhe auf 300 Mark festgesetzt, die sofort bei Antritt gezahlt werden mussten. Obwohl dieser Betrag als „ungenügend" eingestuft wurde, habe man daran festgehalten, um auch „Minderbemittelten" den Eintritt zu ermöglichen. Ratenzahlung habe man dagegen nicht akzeptieren können. Damit keine teuren Bankkredite in Anspruch genommen werden mussten, hatten „gutsituierte Mitglieder" zur Vermehrung des Betriebskapitals Darlehen gewährt. Eine Alternative wären die günstigen Kredite staatlicher Institute, wie der Preußenkasse, gewesen. Roehr bedauerte in dem Zusammenhang, dass die Gründung einer Verbandskasse seit dem zwei Jahre zurück liegenden Verbandstag in Frankfurt am Main noch nicht vollzogen sei. Nach dem Vorbild der Z.E.G. in Hamburg sollten Gewinne in der Verbandskreditkasse für die Zentral-Einkaufsgenossenschaft in einem Fonds gesammelt werden und in den Herbstmonaten oder in Zeiten hoher Konjunktur den Mitgliedern gegen mäßige Zinsen zur Verfügung stehen.52 Wie in Chemnitz nahm man auch in Hamburg seit 1909 mit großem Erfolg zur Beschaffung von Betriebsmitteln Spareinlagen entgegen. Dazu verwalteten die Hamburger die Gewinnguthaben der Mitglieder und erwirtschafteten durch weiteres Betriebskapital den Kauf beziehungsweise die Finanzierung ihres Grundstücks.53


In der sich anschließenden Diskussion kamen Vertreter von Einkaufsgenossenschaften aus Zeitz, Breslau, Chemnitz, Plauen und Pirna zu Wort, die von ihren meist erfolgreichen Wegen berichteten, weitere Betriebsmittel zu erschließen. Ebenso wurde debattiert, ob es rechtens sei, wenn gemeinnützige Rabattsparvereine ihr Geld den Einkaufsgenossenschaften zur Verfügung stellen. Dazu äußerte sich der anwesende Verbandsvertreter der Rabattsparvereine Gottlebe aus Pirna negativ: „Es mag wohl sein, daß Rabattsparvereine Einkaufsgenossenschaften Geld gegeben haben, aber das sind wohl in der Hauptsache Erwerbsgenossenschaften, die nicht auf dem gemeinnützigen Standpunkt stehen. Unsere Mittel müssen so sicher wie möglich angelegt werden und die Sparkassen sind angewiesen, die Gelder zu übernehmen, für unsere Konsumenten aufzubewahren und zu verzinsen. Es würden uns in Sachsen von den Behörden, denen wir uns unterstellt haben, wohl Schwierigkeiten bereitet werden, wenn wir mit den Geldern Geldgeschäfte betreiben würden. Wir würden als Erwerbsrabattsparvereine betrachtet werden und dann nicht mehr als gemeinnützige Rabattsparvereine gelten."54


„Wohl selten sind die Zeiten so schlecht gewesen, wie in diesem Jahre", so schrieb die Zentral-Einkaufsgenossenschaft in der Handels-Rundschau.55 Obwohl „Geldknappheit, schlechte Beschäftigung und geringer Warenumsatz [...] überall festgestellt" werde, mahnte sie, die Außenstände der Einkaufsgenossenschaften gegenüber der Zentral-Einkaufsgenossenschaft zu verringern. Wenn nur jedes Mitglied ein wenig langsamer zahle, so schwellen doch die Außenstände bei der Z.E.G. zur Lawine an. Die Ereigniskette – die Kunden zahlen langsamer an die Genossenschaftsmitglieder, diese schleppender an die Genossenschaften und diese ähnlich zurückhaltend an die Zentral-Einkaufsgenossenschaft – müsse durchbrochen werden, da die Zentral-Einkaufsgenossenschaft des Verbandes noch über „verhältnismäßig wenig Betriebskapital" verfüge. Die Einzahlungen und Rücklagen der vergangenen Jahre hatten mit der schnellen Entwicklung der Z.E.G. der letzten Jahre nicht mithalten können. Gleichzeitig beschwörte sie die positive Entwicklung, um möglicherweise potentielle Mitglieder nicht abzuschrecken: „Erfreulicherweise hat die Erinnerung der Z.E.G. bei den Vereinen fast durchweg guten Erfolg. Verluste sind noch auf keiner Seite entstanden. Das gesamte Durchschnittsbild der Einkaufsbewegung bei den augenblicklichen widrigen Verhältnissen ist ein gutes."56


Um Genossenschaften, die Häuser erwerben wollten, hinreichend zu unterstützen, trat der Verband 1912 auch als Treuhändler zur Sicherung der Anteilsscheine („Hypothekengläubiger") in Erscheinung, so Verbandsvorstand Dr. Biller auf dem Breslauer Verbandstag 1913.57 Während die Beschaffung der ersten Hypothek meist keine Probleme bereite, war vor allem die der zweiten und nachfolgenden ungleich schwieriger. Hier galt es, Unterstützung zu leisten.


1.2.2. Die Gründung der Edekabank


Auf Einladung des „Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften e.V." trafen sich ihre Vertreter aus Berlin, Breslau, Chemnitz, Dortmund, Frankfurt an der Oder, Gotha, Hamburg, Magdeburg, Nürnberg, Oldenburg, Rathenow, Sebnitz und Stettin am Montag, den 9. November 1914 zur Gründung der „Genossenschaftsbank Edeka, eingetragene Genossenschaft mit beschränkter Haftplicht". Wie bereits dargestellt, hatten Verband und Zentraleinkaufsgesellschaft in den Jahren zuvor die Gründung einer solchen Verbandszentralkasse auf den Verbandstagen einige Male vorgeschlagen und diskutieren lassen, der Vorschlag hatte aber keine Mehrheit gefunden. Nun, zu Beginn des Ersten Weltkrieges, befürchteten Verband und Zentrale einen größeren Kreditbedarf für die Edeka-Genossenschaften, für dessen Befriedigung die vorhandenen Geldinstitute nicht mehr ausreichen würden. Alle bislang praktizierten Möglichkeiten der Geldbeschaffung, wie die Kredite der Zentrale und die Mitgliederspareinlagen bei den Einkaufsgenossenschaften, reichten nicht mehr aus.58 Auch der anwesende Dr. Jost, Leiter der Preußenkasse, begrüßte die Gründung und berichtete, wie „umfassend" das Kreditwesen in der Landwirtschaft organisiert sei. Keinesfalls, so berichtete die Handels-Rundschau in ihrem Gründungsbericht, sei Dr. Jost als „offizieller Vertreter" der Preußenkasse erschienen und seine Ausführungen „lediglich privater Natur. Die Preußenkasse habe kein Interesse daran, daß sich Genossenschaften bilden, sie sei vielmehr ein staatliches Institut, welches auf Grund der bestehenden Vorschriften mit den Genossenschaften zu arbeiten habe." Dies deutet auf eine Rechtfertigung hin, sich als genossenschaftlich organisierter Verband, der sich den genossenschaftlichen Prinzipien Selbsthilfe, Selbstverwaltung und Selbstverantwortung verpflichtet fühlte, mit der Preußenkasse vom Staat abhängig zu machen. Tatsächlich aber war die Preußenkasse die offizielle Ausgleichsstelle der Zentralkassen. „Es sei höchste Zeit, daß der Kleinhandel alle kleinlichen Bedenken fallen lasse und sich in derselben großzügigen Weise organisiere wie die Landwirtschaft"59, so der Verbandsvorstand. Wenn sich die Mehrheit der Verbandsgenossenschaften der neuen Organisation anschließen würde, stände derselben ein recht nennenswerter Kredit zu mäßigem Zinssatz zur Verfügung, so die einhellige Meinung.


Dr. Jost vertrat in seinen Ausführungen auch die vorgeschlagene Haftsumme von 5.000 Mark und überzeugte die anwesenden Genossenschaftsvertreter von der zwingenden Notwendigkeit einer solchen Kasse. Man müsse beim Verband beizeiten Vorsorge treffen, es galt den Verband durch die Gründung einer Zentralkasse „in [seinem] Existenzkampfe zu stärken."60 Die sich damit eröffnende Zusammenarbeit mit der Preußenkasse, die als staatliches Institut noch größere Sicherheiten als Großbanken mit hohem Aktienkapital biete, habe beträchtliches Potential, so der Verbandsvorstand und wies einmal mehr auf die hiermit geschaffene Möglichkeit hin, mit dem angelegten Geld den Mittelstand zu stärken. Die Geldanlage bei der Zentralkasse sei eine Alternative zur Anlage bei den Großbanken, die mit dem Bau von Warenhäusern die Kleinhandelskonkurrenz unterstütze.


Die Abstimmung auf dem Verbandstag 1914 zeigte, dass es für die Gründung einer Zentralkasse innerhalb des Verbandes eine Mehrheit gab. Außerdem lagen eine Reihe schriftlicher Zustimmungserklärungen von Vereinen vor, die persönlich nicht anwesend waren. Die Beratung des Statuts ergab, der zu gründenden Zentralkasse den Namen „Genossenschaftsbank Edeka" zu geben61 und den Geschäftsanteil auf 1.000 Mark und die Haftsumme auf 5.000 Mark festzusetzen. 500 Mark des Geschäftsanteils waren bei Eintritt zu zahlen, über weitere Zahlungen sollte die Generalversammlung befinden. Um größere Unkosten abzuwenden, wurden Verband, Zentrale und Bank in Personalunion62 im Vorstand geführt. Die Gründungsversammlung berief Eugen Urbach, Jakob Leichs, Heinrich Menne, Richard Albrecht und E. W. Koch in den Aufsichtsrat der Edekabank und dieser bestellte in unmittelbar anschließender Sitzung die Herren Fritz Borrmann, Berlin; Max Keßler, Chemnitz und Heinrich Eilers, Oldenburg zu Vorstandsmitgliedern.63


Bruno Schwaiger, Verbandsrevisor seit dem 1. Januar 1914, bewertete die Gründung der Edekabank als notwendigen Schritt des Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften auf ihrem Weg in die Reihe der größeren Genossenschaftsverbände: „Mit Freuden und Stolz habe ich die am 12. November cr. erfolgte Gründung der Genossenschaftsbank ,Edeka' begrüßt, durch die unser Verband nicht nur einen weiteren Schritt vorwärts getan hat, sondern auch in die Reihe der größeren Genossenschaftsverbände eingetreten ist, speziell sich den landwirtschaftlichen, deren Existenz auf festgefügten Zentralkassen geradezu aufgebaut ist, ebenbürtig an die Seite gestellt hat."64 Für Schwaiger war die Gründung allerdings nicht als ein „aus der Not geborenes Kind", sondern als ein „bisher fehlender Machtfaktor unseres genossenschaftlichen Kleinhandels" zu bewerten. Wichtig sei dabei, dass sich jede Genossenschaft mit mindestens einem Anteil von 1.000 Mark, größere Genossenschaften sogar noch mit mehr, beteiligen. So wäre man in der Lage, die Haftsumme von bis zu 300.000 Mark, die als Beleihungsbasis der Preußenkasse dient, aufzubringen. Dazu sei jede Genossenschaft zu einer Beleihung von 1.000 Mark in der Lage, wenn sie über Reserven von mindestens gleicher Höhe verfüge, „die vielfach neben sonstigen Guthaben zu niedrigem Zinsfuße bei Privatbanken angelegt sind". Auch in diesem Artikel konnte der Leser der Handels-Rundschau wieder erfahren, dass es richtiger sei, das Geld zu „eigenem Nutz und Frommen zu verwenden, als [es] in fremde Kanäle, die zur Stärkung großkapitalistischer Interessen dienen, zu leiten."65


1.2.3. Die Edekabank und der Verband während des Ersten Weltkrieges


In den ersten Jahren konnte die Bank die Zahl ihrer Mitglieder sowie ihre Aktivitäten zunächst nicht weiter ausbauen. Die erste Bilanz am 31. Dezember 1915 der Edekabank wies eine Bilanzsumme von 4.708,40 Mark bei einem Gewinn von 208,40 Mark aus. Ende 1915 waren noch keine weiteren Genossenschaften eingetreten, so dass die Edekabank erst elf Genossenschaften zum Mitglied hatte und die Haftsumme 55.000 Mark betrug. Für den Vorstand unterzeichneten Fritz Borrmann, Max Keßler und Heinrich Eilers.66


Im Gegensatz dazu gewann der Verband deutscher kaufmännischer Genossenschaften e.V. auch während des Ersten Weltkrieges immer mehr an Bedeutung. Wie der Vorstandsbericht vorrechnete, vertrat er während des Krieges schon etwa 88 Prozent der deutschen Kolonialwarengenossenschaften.67 Daher sah sich die Organisation als der Zusammenschluss der Einkaufsvereine der Kolonialwarenbranche, steigende Zahlen von anschließenden Vereinen in den kommenden Jahren festigten diesen Anspruch.


Aus Sicht des Verbandes und der angeschlossenen Einkaufsgenossenschaften verschärfte sich mit der Dauer des Krieges die schwierige Lage.68 Auch der Kleinhandel hatte unter Nahrungsmittelknappheit und Warenverteuerung zu leiden. Wie der Verbandsvorstand berichtete, wurde dem Kleinhandel „unberechtigterweise" die Lebensmittelverteuerung zugeschoben, obwohl er in Wirklichkeit nur den auf ihn ausgeübten Druck weitergab.69


Auch die Deutsche Handels-Rundschau G.m.b.H., deren alleiniger Gesellschafter der Verband war, verzeichnete schwindende Einnahmen während des Ersten Weltkrieges, da weitere Werbung wegen der Lebensmittelversorgung durch Behörden und die zunehmende Lebensmittelknappheit nicht sinnvoll waren: „Fast sämtliche laufende Inseratenaufträge mussten fixiert werden, ein Weitererscheinen der Inserate hätte bei unseren Mitgliedern zu leicht falsche Hoffnung auf die Lieferungsmöglichkeit der inserierenden Firmen erweckt und noch größere Verwirrung und Unzufriedenheit erzeugt."70 Daher sanken die Anzeigeneinnahmen und deckten bei weitem nicht mehr die Druckkosten. Dennoch gelang es, eine Unterbilanz zu vermeiden und 1915 einen geringen Gewinn von 22,44 Mark zu erzielen. Die Handels-Rundschau war im Gegenzug für den Verband in Kriegszeiten von besonderem Wert, da in ihr laufend neue Gesetze und Verordnungen für die Lebensmittelbranche veröffentlicht wurden. Ihre Auflage stieg weiter und bezifferte sich 1916 auf 320.000 Exemplare, die den Mitgliedern der angeschlossenen Wareneinkaufsgenossenschaften weiterhin kostenlos ausgeliefert wurden. Auch die gemeinschaftliche Verbandsreklame nahm während des Ersten Krieges eine untergeordnete Rolle ein.


Die schon kurz nach ihrer Gründung befürchteten „großen Aufgaben"71 der Edekabank blieben aus, da sich die wirtschaftlichen Verhältnisse von Genossenschaften und Mitgliedern trotz des Krieges nicht in dem Maße verschlechterten. Um die Edekabank allerdings aus ihrem „Dornröschenschlaf" zu erwecken, regte Verbandsdirektor Dr. Biller im September 1916 an, sie an der Verkaufsvermittlung der 5. Kriegsanleihe zu beteiligen.72 Zu diesem Zeitpunkt noch keinesfalls als „Privatbank" ausgebaut, trat die Edekabank in der Folge an die Verbandsgenossenschaften heran, um Zeichnungen für die 5. Kriegsanleihe zur Finanzierung des Ersten Weltkrieges entgegenzunehmen. Obwohl die erste Bekanntmachung dieser Dienste erst nach Beginn der Zeichnungsfrist erfolgte und ein Teil der Zeichnungen zu diesem Zeitpunkt von den betreffenden Genossenschaften schon bei anderen Geldinstituten geleistet worden waren, zeigte sich der Bankvorstand mit dem erzielten Ergebnis sehr zufrieden, summierte die Handels-Rundschau. Mit „gutem Mute" wolle sich die Bank wieder an ihre Vereine wenden, wenn das Deutsche Reich erneut an das deutsche Volk herantreten sollte. In der Edekabank konnten für die 5. Kriegsanleihe 598.700 Mark73 von insgesamt 10.552 Millionen Mark74 an deutschen Kriegsanleihen und Schatzanweisungen gezeichnet werden. Um die Edekabank noch weiter in die Aktivitäten des Verbandes einzubinden und ihre Bedeutung auch gegenüber den Mitgliedsgenossenschaften zu unterstreichen, wurde 1916 Verbandsvorstand Dr. Biller als viertes Mitglied in den Vorstand der Edekabank berufen. Richard Albrecht, der Vorsitzende des Aufsichtsrates bescheinigte der Bank zum Ende des Jahres 1916 die „gleiche erfreuliche Entwicklung, wie [die der] anderen Verbandsorganisationen. Sie verdient in gleicher Weise schon deshalb das Vertrauen der Verbandsmitglieder, weil sie von den gleichen Personen verwaltet und beaufsichtigt wird, die seit nahezu zehn Jahren an der Spitze des Verbandes und seiner Glieder stehen, die unser Unternehmen von Erfolg zu Erfolg geführt und es auf die heutige Höhe gebracht haben".75


Die erfolgreichen Geschäfte bei den Kriegsanleihezeichnungen schlugen sich in der zweiten Bilanz zum 31. Dezember 1916 nieder: Bei einer Bilanzsumme von 292.361,48 Mark betrug der Gewinn schon 2.759,08 Mark. Erstmals unterzeichnete auch Verbandsvorstand Dr. Karl Biller als gerade berufenes Neumitglied im Vorstand der Edekabank die Bilanz.76


Zum 10-jährigen Bestehen des Verbandes fanden die Generalversammlungen erstmals nicht gleichzeitig mit dem Verbandstag statt, da der Vorstand aufgrund des Krieges eine zu geringe Teilnahme an den Generalversammlungen befürchtete und hoffte, zum Ende des Jahres 1917 schon einen Verbandstag zu Friedenszeiten begehen zu können. Es erfolgte also eine Einladung zur ordentlichen Generalversammlung77 der Edekabank in das Sitzungszimmer des Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften in der Anhaltstraße 7 am 4. März 1917 um 9.30 Uhr. Gleich im Anschluss und für den Vorstand in Personalunion tagte die Generalversammlung der Zentral-Einkaufsgenossenschaft des Verbandes deutscher kaufmännischer Genossenschaften.78


Von den Zeichnungserfolgen der 5. Kriegsanleihe beflügelt, setzte die Edekabank „ihre Ehre" daran, bei der im März 1917 erfolgten 6. Kriegsanleihezeichnung „recht erhebliche Zeichnungen von den Genossenschaften und aus anderen Kreisen des Kleinhandels zu bekommen."79 Sie nahm sogar Vorauszahlungen auf diese entgegen und verzinste sie mit 4,5 Prozent. Die zugesicherte Verzinsung von 5 Prozent erfolgte anschließend ab dem amtlich festgesetzten Zahlungstermin. Wie auch in anderen Zeitungen üblich, unterstützte hierbei die Handels-Rundschau mit Artikeln, die den moralischen Kampfgeist der Bevölkerung wachrütteln sollten. In Kriegsanleihen werde das Geld sicher und im patriotischen Sinne gut angelegt sein, so die Handels-Rundschau. Vaterlandsliebe, eine aktive Mithilfe der Daheimgebliebenen, der Schutz der eigenen Person und des Vermögens sowie die Stärkung des Staates zählte sie als Beweggründe für die Zeichnung auf.80 „Was unsere Feinde dem Deutschen Reich zugedacht haben, wurde uns im Januar mit brutaler Offenheit gesagt. Für das Deutsche Reich steht alles auf dem Spiel und da sollte nicht das deutsche Volk wie ein Mann aufstehen, und sein Alles an die Erhaltung, die Sicherung und die Stärkung unseres Vaterlandes setzen? Aber nicht nur mit Blut und Leben, sondern auch mit Gut müssen wir eintreten für des Reiches-Wohlergehen; und leicht wird es uns gemacht. Kein Geschenk wird vom deutschen Volk verlangt, sondern nur die leihweise Hingabe von Geld zu Bedingungen, die als durchaus günstig zu bezeichnen sind."81


Gezielt sprach die Handels-Rundschau dabei vor allem die Einkaufsgenossenschaften an, deren im Krieg nicht benötigten Betriebsgelder so eine moralisch vertretbare Verwendung erfuhren und veröffentlichte: „Bekanntmachung. Betrifft Kriegsanleihe. Die Genossenschaftsbank Edeka' nimmt wiederum Zeichnungen auf die sechste Kriegsanleihe entgegen. Die Bedingungen für die Zeichnungen sind die vom Reichsbankdirektorium herausgegebenen: Die ,Genossenschaftsbank Edeka' nimmt an: '1. Zeichnungen von Verbandsvereinen und deren Mitgliedern, 2. Zeichnungen auch von anderen Kleinhandelsvereinigungen, sowie von deren Mitgliedern, 3. durch Vermittlung von Kleinhändlern oder Kleinhandelsvereinigungen, insbesondere von Mitgliedern unserer Vereine, auch von anderen Zeichnern. Wir bitten die Vereine und deren Mitglieder dringend dahin wirken zu wollen, daß unserer Genossenschaftsbank erhebliche Zeichnungen überwiesen werden. Je größer die Gesamtaufzeichnungen bei uns sind, umso größer wird das Ansehen und der Einfluß unserer vom Kleinhandel für den Kleinhandel gegründeten Genossenschaftsbank."82 Die 7. Kriegsanleihe 1917 wurde in der Handels-Rundschau schon weniger thematisiert und kaum beworben. Vielmehr trat die Bank ab 1917 und 1918 regelmäßig mit Anzeigen in der Handels-Rundschau in das Bewusstsein der Leser und warb damit, „Einzahlungen von 100 Mark an" entgegen zu nehmen. Der Zinssatz betrug bei täglicher Kündigung 4 Prozent sowie bei 30-tägiger Kündigung 4,5 Prozent. Zu dieser Zeit hatte die Bank ihren Sitz in Berlin in der Anhaltstraße 7.83 Trotz der schwierigen Zeiten für den Lebensmittelhandel im mittlerweile schon fünften Kriegsjahr wurde in der Handels-Rundschau für die 8. Kriegsanleihen geworben. „Obwohl wir uns nicht verhehlen, daß der Lebensmittelhandel nicht in der Lage sein wird, sich so allgemein, wie bei den vorhergehenden Kriegsanleihen auch an einer kommenden zu beteiligen, wissen wir doch, daß der Patriotismus unserer Freunde jedes ersparte Markstück dem Reiche zur Verfügung stellen wird. Die fortschreitende Rationierung der Lebensmittel, die einen die Geschäftskosten deckenden Nutzen nicht lassen, die Verordnungen und Preisvorschriften des Kriegswucheramtes und der Preisprüfungsstellen, die den Lebensmittelhändler zwingen, auch die noch im freien Verkehr befindlichen Waren ohne auskömmlichen Bruttogewinn abzugeben, machen sich in der Wirtschaftlichkeit der Lebensmittelhändler ganz besonders peinlich bemerkbar und haben begreiflicherweise eine sich stetig steigernde Unzufriedenheit erzeugt, die einer Geldhergabe zu Kriegszwecken nicht günstig ist." Auch wenn der Gewinn der Lebensmittelhändler gegenwärtig nicht zur Befreiung der Kosten ausreiche, werde doch der Warenbestand laufend verringert. Für das hereinkommende Bargeld sei die Kriegsanleihe nach wie vor die „beste und sicherste" Anlage als Schuldverschreibung des Reiches.84


In den letzten Kriegsmonaten wurden in der Handels-Rundschau weitere Vorschläge diskutiert, den Verband, die Zentralgenossenschaften und die Edekabank auf die Nachkriegszeit vorzubereiten. Dies betraf die intensivierte Zusammenarbeit von Zentral-Einkaufsgenossenschaft und Bank, die Stärkung des Verbandes durch die Aufnahme aller eintrittswilligen Kolonialwarenhändler sowie die gleichzeitige Mitgliedschaft in allen Institutionen und Übernahme weiterer Geschäftsanteile. Das Edekabank-Gründungsmitglied Max Keßler schlug vor, dass die Zentral-Einkaufsgenossenschaft vermehrt Vertrauensaufträge von den Mitgliedsgenossenschaften erhalten sollte. Während des Krieges war es der Zentrale zwar durch die Nichtauszahlung der Umsatzdividenden möglich gewesen, Reserven von über 300.000 Mark anzusammeln. Alle Reserven aber, so Max Keßler, seien monatlich als Außenstände unter dem „Debitoren-Konto-Korrent" zu finden. Obwohl diese Konti meist kurz nach Versand der Monatsauszüge durch die Genossenschaften beglichen würden, benötige die Zentral-Einkaufsgenossenschaft noch größere Barmittel. Künftig solle sie daher die Einziehung ihrer außenstehenden Gelder der Edekabank übertragen, die Bank also bei der Regulierung des Debitorenkontos in Aktion treten. Den Genossenschaften werde in der Regel beim Handel mit der Zentral-Einkaufsgenossenschaft ein 10-tägiges Ziel eingeräumt, nach dessen Ablauf die Edekabank jeweils 4 Prozent Zinsen berechnen, als auch bei Kassezahlungen diese mit 4 Prozent Zinsen vergüten dürfe. „Das heißt, so bald kalifornisches Obst in Newyork, oder Rosinen und Feigen in Smyrna aufs Schiff verladen wurde, gingen zu gleicher Zeit mit Eildampfer die Dokumente ab. Und diese mußten beim Vorzeigen bezahlt werden, obwohl die Ware mitunter noch 6 Wochen unterwegs war. Ein Unding ist es, wenn auf diese Artikel noch ein Kasseskonto gewährt werden soll. Es muß doch jedem Kaufmann klar vor Augen liegen, daß auf die Waren, die 2 Monate vorher bezahlt worden sind, kein Kasseskonto gewährt werden kann, wenn diese nicht vorher einkalkuliert wird. Daraus geht hervor, daß in Zukunft Kasse für berechnete Ware Zug um Zug geleistet werden muß. Und zwar bankmäßig. Ob nun eine Bank Geld gibt, oder ein Geschäft Waren, ist gleich. Ich wünsche also, daß in Zukunft bei der Kasseregelung zwischen den Genossenschaften und der Z.E.G. die Edeka-Bank hinzugezogen werde. Und zwar dergestalt, daß die Z.E.G. zum Monatsabschluß keinerlei Debitorenkonto zu verzeichnen hat."85 Diese Aufgaben könne die Edekabank allerdings nur erfüllen, wenn alle Genossenschaften Mitglied der Bank werden und die Haftsumme von 5.000 Mark übernehmen, so Max Keßler. Daher sollte die Werbung intensiviert werden. Nachfolgend schaltete die Edekabank Anzeigen, in der sie damit warb, Einzahlungen ab 100 Mark anzunehmen und diese bei täglicher Kündigung mit 4 Prozent und bei 30-tägiger Kündigung mit 4,25 Prozent zu verzinsen.86


Ein weiterer Vorschlag betraf die Vorbereitung des Verbandes auf die „Uebergangswirtschaft" und die Zusammenarbeit mit den Behörden. Um eine größtmögliche Geschlossenheit bei der Einbeziehung in der Lebensmittelversorgung der Bevölkerung zu zeigen, sei es wichtig, dass in den Einkaufsvereinen möglichst alle Kolonialwarenhändler angeschlossen seien. Während des Ersten Weltkrieges hatte nicht mehr jeder Kolonialwarenhändler Mitglied bei den Edeka-Genossenschaften werden können, da die bestehenden Mitglieder dadurch eine Kürzung ihrer „geringen Warenzuteilungen" fürchteten und sich somit in manchen Vereinen gegenüber etwaigen Neuanmeldungen ablehnend verhielten. 1918 war das Problem mit den nicht mehr rationierten „Ersatzartikeln" nicht mehr existent.


Für eine Erhöhung der Mitgliederguthaben per Statutänderung bei den Einkaufsgenossenschaften sprach sich dagegen der Verbandsvorstand aus. Allerdings sollte die Höhe der zu erwerbenden Geschäftsanteile an die Höhe des Umsatzes gekoppelt werden und nicht per se jedes Mitglied gezwungen sein, zehn Anteile zu zeichnen.87 Max Keßler schlug vor, dass die Genossenschaften der Zentrale weitere Mittel verschaffen sollten. Er sprach sich dabei gegen die Genossenschaften aus, die ihren Mitgliedern zu hohe Dividenden ausschütteten: „Vom genossenschaftlichen Standpunkt ist dies immer und ewig zu verurteilen. Denn diejenigen Mitglieder, die durch hohe Umsatzdividenden zu Genossen erzogen werden sollen, werden es nie."88


Auch wurde vorgeschlagen, die Edekabank zur wirklichen „Kreditkasse" auszubauen, indem man per Satzungsänderung die Anteilsübernahme nicht mehr nur von Mitgliedsgenossenschaften, sondern auch von einzelnen Mitgliedern vorsah. Wenn nur jeder Genosse einen Anteil von 500 Mark und eine Haftsumme von 5.000 Mark übernähme, kämen 4 Millionen Mark an Anteilen sowie eine Haftsumme von 40 Millionen Mark zusammen. „Dann kann unser Beruf, unser Verband mit seinen Einrichtungen auch das Ansehen verlangen, das ihm gebührt! Und dabei muß jeder Einzelne unserer Mitglieder im genossenschaftlichen Sinne mithelfen! Fragt einmal unsere Kollegen: bei welchen Unternehmen sie ihr Geld angelegt haben! Gebt ihnen nur die Möglichkeit, unserem bzw. ihrem Stande zu helfen! Ob sie es tun? - Die Folge wird es lehren!"89 Dieser Vorschlag wurde vom Verbandsvorstand als nicht durchführbar kommentiert, da die Genossenschaftsleiter, also Vorstände und Geschäftsführer, selbst noch zu überzeugen seien und erst danach die Mitglieder kämen: „[...] in dieser Beziehung liegt unsere Bewegung noch in den Kinderschuhen. Unendlich viel muß noch an Aufklärungsarbeit geleistet werden."90 Auf dem 10. Verbandstag am 24. Juni 1918 in Berlin wurde die sehr gute Entwicklung der genossenschaftlichen Edekabank seit ihrer Gründung thematisiert und ihr weiterer Ausbau sowie die Schaffung von Einrichtungen, die den Geldverkehr zwischen den Verbandsgenossenschaften und ihren Mitgliedern leichter und einfacher gestalten können, als nächste Aufgabe gesehen. Man empfahl wieder flüssige Gelder, die beispielsweise bei der Räumung von Warenlagern frei werden, bei einem Unternehmen des eigenen Standes unterzubringen.91 Der 10. Verbandstag diskutierte die im Vorfeld kommunizierten Vorschläge und genehmigte die vom Verbandsausschuss vorgelegte Stellungnahme: Die Regierung habe mit ihrer „bürokratischen Zwangswirtschaft" eine Schädigung der gesamten Wirtschaft des Handels und der Verbraucher verursacht. Die Folgen des dadurch „gezüchteten" Schleichhandels werden unberechtigterweise dem Handel zur Last gelegt. Dagegen verwahre und wehre sich die Edeka-Organisation. Obwohl die Einkaufsgenossenschaften ihre Hilfe bei der Versorgung der Bevölkerung wiederholt angeboten haben, lehne die Regierung es ab, die Einkaufsvereine zu beliefern oder als Großhändler anzuerkennen. Unter der Bedingung, durch das Kriegsernährungsamt als „Großhandelsunternehmen" anerkannt zu werden, erklärten sich die Einkaufsgenossenschaften der Lebensmittelhändler nach wie vor bereit, „zum Besten der Bevölkerung bei der Versorgung" mitzuwirken.


Der Verbandstag empfahl im „zweifellos bevorstehenden Kampf um die wirtschaftliche Existenz des Einzelkaufmanns":




	„Eine Erhöhung der Geschäftsanteile,


	eine Verpflichtung der Mitglieder zur Zeichnung mehrerer Geschäftsanteile, entsprechend ihrem Umsatz,


	eine starke Ansammlung von Reserven,


	die Aufsparung, also Nichtauszahlung der von den Generalversammlungen beschlossenen Dividenden,


	
die Ansammlung von Geldern für besondere Zwecke, wie Kaffeerösterei, Fuhrpark, Lagerhaus usw."





Zur Stärkung der Organisation empfahl der Verband allen angeschlossenen Verbandsvereinen, der Zentral-Einkaufsgenossenschaft sowie der Edekabank beizutreten, da diese die wirtschaftlichen Bindeglieder zwischen Verband, Zentrale und Vereinen werden sollten.92


Die Generalversammlung der Edekabank beschloss anlässlich des 10. Verbandstages 1918, die Aufnahme von Einzelmitgliedern in die Edekabank nicht zu erlauben. Zwar sprach sich die Generalversammlung als Vorbereitung der zu erwartenden Nachkriegsverhältnisse in der Übergangswirtschaft für eine Beteiligung der Verbandsgenossenschaften aus, wollte diese den Verbandsvereinen pro Mitglied aber nicht vorschreiben.93 Insgesamt bewertete die Bank ihre Entwicklung als „durchaus befriedigend", auch wenn sie ihren eigentlichen Gründungszweck, nämlich den Verbandsvereinen und deren Mitgliedern unter dem Druck der Kriegsverhältnisse mit ausreichenden Mitteln helfend zur Seite zu stehen, bislang nicht zu erfüllen brauchte. Im abgelaufenen Jahr 191794 waren zwei weitere Genossenschaften Mitglied der Bank geworden.


Während des Krieges geriet die Verbandsarbeit ins Stocken, da noch der Verbandstag 1913 in Plauen gegen ein kollegiales Zusammenarbeiten im Verband gestimmt hatte. Als der Erste Weltkrieg ein Jahr später ausbrach, ruhte die Verbandsarbeit nur auf wenigen Schultern und der Verband konnte das Ziel, einen Sitz im Kriegsernährungsamt zu bekommen und bei möglichst vielen Kriegsgesellschaften für den Lebensmittelhandel aufgenommen zu werden, nicht erreichen. Allerdings erlangte der Verband einen Sitz im Beirat des Kriegsernährungsamts.95 Auch konnten während des Krieges die Verbandstage nicht regelmäßig abgehalten werden, da einige Verbandsfunktionäre, wie Verbandsrevisor Bruno Schwaiger und Verbandsdirektor Dr. Biller zum Heer eingezogen waren. Um aber die Verbindung zu den Kollegen nicht zu verlieren, organisierte der Verband einige Bezirks-Genossenschaftstreffen. Die Hoffnung, das 10-jährige Verbandsbestehen 1918 im Frieden begehen zu können, erfüllte sich nicht. Verbandsdirektor Dr. Biller konnte auch am Jubiläumsverbandstag nicht teilnehmen, da er noch in der Reichswehr diente und keinen Urlaub erhielt.


Das Rundschreiben des Kriegsernährungsamtes vom 4. Februar 1918, die Genossenschaften als Großhandelsunternehmen anzuerkennen, bewerteten die Genossenschaften als einen Erfolg und Reaktion auf „wiederholtes Herantreten an die Behörde". Obwohl die Kriegsgesellschaften noch „passiven Widerstand" dagegen setzten, sei man guten Mutes und verbünde sich weiter mit „befreundete[n] Parlamentarier[n]", die die Interessen des Kleinhandels vertraten. So zum Beispiel mit dem Reichstagsabgeordneten Astor, dem es zu verdanken war, dass die Seifenherstellungs- und Vertriebsgesellschaft die Zentral-Einkaufsgenossenschaft als Großhandelsunternehmen im Jahr 1918 anerkannte und die Zentrale seitdem die R. A. Seifen und Seifenpulver zu Großhandelspreisen an ihre Genossenschaften liefern durfte.96 Dem Verband gelang es allerdings nicht, in den Vorstand oder Beirat für die Übergangswirtschaft des Reichswirtschaftsamtes aufgenommen zu werden, da das Kommissariat für Übergangswirtschaft direkt auf das Reichswirtschaftsamt 1919 überging und Verbandsvertreter nicht berücksichtigt wurden.


Aufgrund der zu erwartenden Nachkriegsverhältnisse mit Kreditklemme müssten die Verbandsgenossenschaften mehr Rücklagen schaffen, ihre Reserven noch in Kriegszeiten stärken und sich finanziell mehr an Verband und Zentrale beteiligen, so Fritz Borrmann auf dem 10. Verbandstag 1918. Auch wenn der Verband während des Krieges steigende Mitgliedszahlen von Genossenschaften verzeichnete – Ende 1915 zählte er noch 115 Genossenschaften und Mitte 1918 waren es bereits 180 – reichten die Verbandsmittel nicht mehr aus. Diese waren bislang durch die 20 bis 150 Mark Jahresbeitrag der Genossenschaften sowie über die Zentrale97 und die Bank generiert worden, damit der Verband seine Leistungen (Revision und Zeitung) aufrechterhalten konnte. Vor allem der Handels-Rundschau standen, wie schon erwähnt, durch den Wegfall der Inserate weniger Mittel zur Verfügung. Sie erwirtschaftete 1917 ein Defizit von 20.000 Mark. Ein Leserbeitrag von 3 Mark pro Jahr wurde nachfolgend eingeführt. Im Jahr 1919 erholte sich die Anzeigensparte wieder, auch wenn die Unkosten gleichfalls immens stiegen.



1.3 Der Aufbau der Edekabank im Spiegel der


Edeka-Organisationen


1.3.1. Die Ausweitung der Bankgeschäfte – die Edekabank wird Spar- und Darlehnskasse


Ende 1918 kam Dr. Karl Biller aus dem Krieg zurück und nahm seine Arbeit als Verbandsvorstand wieder auf. Vorstandsmitglied Borrmann, der den Verband und die Zentrale vertretungsweise während des Krieges ehrenamtlich geführt hatte, galt anlässlich des Wittenberger Verbandstags 1919 Dr. Billers dankbare Anerkennung.98 Um sich in der Folge seiner hauptamtlichen Tätigkeit als Geschäftsführer der Berliner Genossenschaft „Einkaufszentrale der Kolonialwarenhändler" mit aller Kraft zu widmen, schied er als Geschäftsführer und Vorstandsmitglied der Zentrale aus. Der Vorschlag, Borrmann für seine Verdienste die Ehrenmitgliedschaft zu verleihen, konnte aufgrund der Verbandsatzung nicht verwirklicht werden.


Die Wittenberger Verbandstagung 1919 litt, wie viele Nachkriegsveranstaltungen, unter der „Ungunst der Verkehrsverhältnisse" und den „andauernden Ernährungsschwierigkeiten". Wieder wurde hier von der Bevorzugung der Konsumgenossenschaften gegenüber dem Kleinhandel berichtet. So hätten die Konsumgenossenschaften eine Eingabe an das Kriegsernährungsamt wegen stärkerer Heranziehung zur Warenverteilung gerichtet und schon drei Tage später eine Antwort erhalten. Der Kleinhandel dagegen erhielt auf seine Eingaben entweder keine Antwort oder „nichtssagende Versprechungen". Dennoch wuchs der Verband weiter: Im Jahr 1919 zählte er bereits 255 Genossenschaften gegenüber 190 noch im Jahr 1918 und konnte mit 104 Millionen Mark 1918 gegenüber 48 Millionen Mark im Jahr 1914 auch einen vermehrten Gesamtumsatz verzeichnen. Insgesamt resümierte der Verband ein Umdenken der Kolonialwarenhändler: Noch in der Vorkriegszeit habe sich der selbstständige Kaufmann vom gemeinschaftlichen Einkauf ferngehalten, weil er seine „angeblich günstigen Einkaufsquellen" geheim halten und durch eine Mitgliedschaft bei einer Genossenschaft die Konkurrenten nicht stärken wollte. Vor allem in den Klein- und Mittelstädten war keine Neigung für den kollegialen Zusammenschluss zum Großeinkauf vorhanden, weil hier nicht wie in den Großstädten „übermächtige Betriebe und Verbraucherorganisationen" zum Handeln zwangen. Dies änderte sich mit Kriegsbeginn, als der Kleinhandel zügig mit zunehmenden behördlichen Versorgungsregelungen konfrontiert wurde. Auch die Zwangswirtschaft und die sich zum Kriegsende abzeichnenden eher „ungewissen Aussichten für die Uebergangs- und Zukunftswirtschaft" taten ihr übriges. „Alle Zweige des Kleinhandels haben den Genossenschaftsgedanken aufgegriffen"99 so der Geschäftsbericht des Verbandes.


Für Verbandsdirektor Biller waren die wichtigsten Themen der Wittenberger Verhandlungen der Ausbau und die Professionalisierung der Edeka-Organisation. Bei der Aufnahme neuer Mitglieder solle beispielsweise darauf geachtet werden, dass nur „kaufmännisch geführte Geschäfte aufgenommen werden" und nicht solche, die eine Ehefrau im Nebenerwerb betrieb, während der Mann einem anderen Berufe nachgehe. Die Erfahrung habe zudem gezeigt, dass nur hauptamtlich geführte Geschäftsführer die Vereine vorantreiben können, nicht aber ehrenamtliche, die noch für die eigenen Geschäfte zu sorgen haben. Weiter solle das Betriebskapital verstärkt werden, da der Betrag von 100 Mark im Jahr 1919 nur noch einen Kaufwert von 20 Mark habe. Neu gegründete Vereine hätten schon reagiert und die Höhe der Anteile auf 1.000 Mark festgesetzt, ältere arbeiteten dagegen noch mit Geschäftsanteilen von 300 Mark. Für die Jahre 1919 und 1920 beschloss der Verbandstag einstimmig, einen Teuerungszuschlag von 100 Prozent zu zahlen. Nicht möglich aufgrund der Satzung war es allerdings, diesen Zuschlag dauerhaft zu erheben und so die Beiträge grundsätzlich zu verdoppeln. Ebenso beschloss der Verbandstag, eine „gemeinverständliche Buchführung" auszuarbeiten und die Mitglieder der Genossenschaften anzuhalten, diese anzuwenden.100


Es gelte insgesamt, den Konkurrenzkampf zu mindern und das Kollegialitätsgefühl der Mitglieder weiter zu stärken. Nur so sei der Wirtschaftskampf gegen die Konsumvereine zu gewinnen. Die Einkaufsvereine müssen alle als Großhändler anerkannt sein und Warenlieferungen zu Großhandelspreisen erhalten. Um eine Massenwirkung zu erzeugen, solle ganz Deutschland von einem „engmaschigen Netz" von Einkaufsvereinen überzogen sein und die Reklame mit dem Verbandszeichen „Edeka" verstärkt werden. Gleichartige Ausführungen der Werbemittel, Schilder und Abbildungen sollten die Wiedererkennung der Marke auch bei einem Wohnortwechsel erleichtern101 und Bezirke eingerichtet werden. Der Geldverkehr sollte auf die „Zentralstelle des Verbandes, der Edeka-Bank" übertragen werden.102


Laut Vorstandsbericht zur Generalversammlung 1919 erschöpfte sich die geschäftliche Tätigkeit der Edekabank für das Jahr 1918, wie zu erwarten war, auf die Annahme von Spargeldern und die Übernahme von Zeichnungen auf Kriegsanleihen für die Verbandsgenossenschaften und ihre Mitglieder. Die Bilanz zum 31. Dezember 1918 wies nach fünf Neueintritten im Jahr 1918 einen Mitgliederbestand von 18 mit 15.618,38 Mark Geschäftsguthaben und 105.000 Mark Haftsumme aus. Erstmals bilanzierte die Genossenschaftsbank „Edeka" mit 1.042.488,04 Mark über eine Million Mark Umsatz.103 Zahlungen der Vereine an ihre Lieferanten insbesondere an die Zentral-Einkaufsgenossenschaft durch Vermittlung der Bank, fanden nur im geringen Umfange statt. Die Beträge der Spareinlagen erhöhten sich von 588.471,61 Mark auf 918.020,95 Mark. Soweit die Gelder nicht im Warengeschäft, insbesondere auch bei der Zentral-Einkaufsgenossenschaft verwandt wurden, erfolgte ihre Anlage in erster Linie durch Ankauf von Schatzwechseln, deren Höhe teilweise eine Million erheblich überschritt. Die Zeichnungen von Kriegsanleihen gingen im Berichtsjahr 1918 auf 300.000 Mark zurück, insbesondere in der 9. Anleihe, sie wurde zum September 1918 als letzte Anleihe gezeichnet, konnten nur geringe Beträge untergebracht werden. Wie angekündigt, nahmen die Vorstände auf der Generalversammlung am 10. September 1919 den Aufbau der Edekabank in Angriff, unter Punkt 6 war der „Ausbau der Genossenschaftsbank" auf der Tagesordnung aufgeführt. Auch beim Aufsichtsrat war der Ausbau der Bank wichtigstes Thema der vier Sitzungen im abgelaufenen Jahr gewesen.104 Der Mitgliederanstieg, von 18 auf 26 Mitglieder innerhalb eines Jahres, hatte auch personelle Konsequenzen. So inserierte die Edekabank schon vorher in der Handels-Rundschau: „Zum Ausbau unserer Genossenschaftsbank suchen wir einen im Bank- und Genossenschaftswesen durchaus erfahrenen Buchhalter für sofort. Ausführliche Angebote mit Zeugnisabschriften, Bild, Bildungsgang usw. erbeten. Genossenschaftbank Edeka, Eingetr. Genossenschaft mit beschränkter Haftpflicht[,] Berlin W 57, Potsdamer Straße 91."105


Die Generalversammlung der Edekabank wurde eröffnet und geleitet vom Aufsichtsratsvorsitzenden Richard Albrecht aus Stettin. Dieser erstattete auch den Aufsichtsratsbericht, Verbandsvorstand Dr. Biller den Geschäftsbericht. Beide bezogen sich auf die schriftlichen Ausführungen, wie sie den Mitgliedern zuvor zugegangen waren, eine Aussprache wurde nicht gewünscht. Verbandsrevisor Schwaiger forderte eine größere Beteiligung der angeschlossenen Genossenschaften beim Ausbau der Edekabank. Die Bank solle nun die Aufgaben einer Spar- und Darlehnskasse ausführen, also Sparkassenbücher an die Einleger ausgeben und die Genossenschaften des Verbandes, soweit sie gewillt waren, zu Annahmestellen für Bankgeschäfte machen. Wie schon bei verschiedenen Gelegenheiten gefordert und diskutiert, sollten die Genossenschaften die Edekabank beim Rechnungsverkehr mehr nutzen und Kredite dort erlangen können. „Unerläßlich sei es, daß der Kleinhändler sein gesamtes Kapital in dem eigenen genossenschaftlichen Geldinstitut im Umlauf halte". Diese Vorschläge unterstütze die Generalversammlung und der Vorstand wurde beauftragt, „mit dem Ausbau schnellsten vorzugehen". Länger diskutiert allerdings wurde über die Satzungsänderung, auch Einzelmitglieder aufzunehmen. Eine Probeabstimmung ergab eine überwiegende Mehrheit gegen die Aufnahme, man wolle eher die Mitglieder überzeugen, ihre Spargelder bei der Edekabank anzulegen.106


Auch auf dem 11. Verbandstag vom 8. bis zum 9. September 1919 in Wittenberg wurde über den Ausbau der Reserven und die Notwendigkeiten der Geldbeschaffung für die Einkaufsgenossenschaften gesprochen. In diesem Zusammenhang betonte Generalrevisor Hildebrand die Schlüsselfunktion der Edekabank: Wenn die Genossenschaften Ware billig einkaufen wollen, müssen sie sie bar bezahlen. Wenn das Kapital nicht ausreicht, erhalten sie Leihkapitel als Bankkredit als sogenannten Kontokorrentkredit am besten bei ihrer Genossenschaftsbank aufgrund der Haftsummen. Ausgedehnte Lagerhaltung der Zentrale, bei der alle benötigten Artikel geführt werden, entlaste die Lagerhaltung der einzelnen Mitglieder und mache es möglich, höhere Geschäftsanteile zu zeichnen. Auch durch Wechselkredite und die Verpfändung des Warenlagers erhalten Genossenschaften Kapital, welches allerdings nicht zu empfehlen sei, da die Lager der Einkaufsgenossenschaften schwankende Bestände und somit Werte aufzeigen. Bei dem Bau eines Geschäftshauses werde ein Hypothekenkredit bei einer Bank, Hypothekenanstalt oder Sparkasse benötigt. Ebenfalls nicht zu befürworten sei, diese Baukosten durch das eigene Kapital aufzubringen, weil es in der Folge nicht mehr für die laufenden Geschäfte zur Verfügung stehe.


Wenn die Edekabank den geplanten Ausbau vollzogen haben wird, so die einhellige Meinung, solle das langfristige Ziel sein, alle Kredit- und Geldgeschäfte der Einkaufsgenossenschaften einzig und allein über sie abzuwickeln. Nur für den Zahlungsverkehr sollten die Einkaufsgenossenschaften vor Ort eine – fremde –Bankverbindung haben. Der Geldverkehr sollte möglichst ohne Zinsverlust abgewickelt werden, also über Umbuchungen, Überweisungen oder Zahlungen per Scheck. Kein „fachlich richtiger, bargeldloser Zahlungsverehr" sei es, wenn ein Scheck tage- oder wochenlang von einer Bank zur anderen geschickt werde. Auch per Überweisung können Mitglieder außerhalb des Sitzes ihrer Einkaufsgenossenschaft von ihrer Bank gleich auf die Edekabank überweisen oder die Einzahlung auf das Postscheckkonto der Bank leisten. Die Einkaufsvereine nutzten ihre Bareingänge für Barzahlungen von Fracht sowie Löhne und bringen den Rest auf die ortsansässige Bank. Darüberhinaus werde bei der Edekabank das gesamte überschüssige Kapital der Genossenschaft deponiert, welches so den Zielen der Einkaufsbewegung nutzen kann. Noch stecke die Edekabank allerdings „in den Kinderschuhen", so Generalrevisor Hildebrand. Den noch nicht vollzogenen Ausbau führte er auf die noch bestehende Zwangswirtschaft zurück, die eine „freie Entwicklung" der Einkaufsvereine bislang nicht möglich gemacht habe. Eine freie Wirtschaft, die den Kapitalbedarf für die Geschäfte im In- und Ausland rasant ansteigen ließe, werde dies ändern und ein leistungsfähiges Bankinstitut notwendig machen. Wenn jetzt die „ruhige Zeit" vorteilhaft für den Aufbau der Bank genutzt werde, habe sie im Bedarfsfall vorgesorgt. Die Bank biete als Sicherheit die Haftsummen ihrer Mitglieder, die Revision und die Art der Geschäftsführung. Dazu finanziere sie nur überschaubare Geschäfte von bekannten Mitgliedern. Zur Finanzierung der Importgeschäfte werde die Edekabank sowohl mit der Preußischen Zentralgenossenschaftskasse als auch mit der Dresdner Bank zusammenarbeiten. Welche die besseren Möglichkeiten bietet, bliebe noch abzuwarten, so Hildebrand. Ihre volle Leistungsfähigkeit könne sie aber nur mit genügend Kapital erhalten.107 Um ihren Ausweitungsaufgaben nachzukommen, schrieb die Edekabank zum ersten Mal in ihrer Anzeige vom 13. September 1919: „Die Genossenschaftsbank empfiehlt sich auch zur Erledigung anderer Bankgeschäfte. Benutzung der eigenen Bank bedeutet Stärkung der Einkaufsbewegung, das heißt: Arbeit zum Wohl des Standes."108 Dazu wurde sie bei der „Deutschen Spar-Prämien-Anleihe 1919" einbezogen und vermittelte diese an ihre Mitglieder.109 Seit 1920 wurde das Sparkassen- und Kontokorrentgeschäft von der Edekabank in „bankmäßiger Weise" betrieben.110


Zu Beginn der 1920er Jahren gingen die von den Vorständen der Edeka-Organisation prognostizierte Schlüsselfunktion und die tatsächliche Bedeutungsrealität der Edekabank aber noch weit auseinander. Kräftig warben sie daher in Rundschreiben mit mündlicher Aufklärung111 und in der Handels-Rundschau für ihre Bank und veröffentlichten Artikel, die die Vorteile der Zusammenarbeit der Edekabank zum Thema hatten und ihren Mitgliedsgenossenschaften deutlich machten, wie sehr sie damit den Aufbau ihrer Genossenschaftsorganisation in jeder Hinsicht vorantrieben. Ein deutliches Signal war die Anstellung des ersten hauptamtlichen Geschäftsführers Fritz Godau Anfang 1920, der in seinem Handels-Rundschau-Artikel „Stärkt die Betriebsmittel Eurer Organisation!"112
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